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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019
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ATOM/218: Halbwertzeit - nicht befriedigend ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 6. Juni 2019

Atommüll-Erörterungstermin in Legden bei Ahaus wurde Mittwoch (5. Juni
2019) beendet: Bedenken nicht entkräftigt - Protest geht weiter!



(Ahaus / Legden, Bonn, Münster, 06.06.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass am Mittwoch,
5. Juni 2019, in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) der Erörterungstermin,
bei dem es um das Atommülllager in Ahaus ging, beendet wurde. Konkreter
Anlass des Termins war die beantragte Verlängerung der Lagerfrist für
schwach- und mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle
Lagerungsgenehmigung läuft am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt
eine Lagerungsdauer bis Ende 2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist
wurden mehr als 1000 Einsprüche bei der zuständigen Bezirksregierung in
Münster eingereicht. Auch der BBU hatte Anfang des Jahres in einer
Stellungnahme die geplante längere Lagerdauer für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll abgelehnt. (Die Stellungnahme findet man auf
der Homepage des BBU [1].)

"Der Erörterungstermin wurde nach zwei intensiven Tagen am Mittwoch
gegen 18 Uhr beendet. Die Bedenken der Einwenderinnen und Einwender
wurden nicht entkräftigt. Der Protest geht weiter", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer ersten Stellungnahme nach
der Erörterung.

Schacht Konrad ist nicht betriebsbereit

Die Pläne zur längeren Lagerdauer des schwach- und mittelradioaktiven
Atommülls wurden am ersten Erörterungstag, am Dienstag, von privaten
Einwenderinnen und Einwendern, von der Ahauser Bürgermeisterin, von der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", vom BBU, von den anerkannten
Naturschutzverbänden sowie von Organisationen aus Gronau und Lingen
abgelehnt. Der Bezirksregierung Münster, die als Genehmigungsbehörde im
Verfahren fungiert, wurde mit Nachdruck dargelegt, dass das geplante
Atommüll-Endlager Schacht Konrad bei Salzgitter, in dem auch Ahauser
Atommüll gelagert werden soll, nicht betriebsbereit ist und zudem als
Endlager völlig ungeeignet ist. Im Mai hat ein Brand in der
Endlagerbaustelle für Aufsehen gesorgt. Somit steht völlig in den
Sternen, ob und wann Atommüll aus dem Ahauser Atommüll-Lager irgendwann
in den Schacht Konrad verbracht werden kann.

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz forderte bei dem Erörterungstermin
die sofortige Stilllegung aller Atomkraftwerke und sonstiger
Atomanlagen, damit nicht ständig neuer Atommüll produziert wird. Er
kritisierte am ersten Erörterungstag, dass die grenznahe Bevölkerung in
den Niederlanden nicht über das Genehmigungsverfahren und den
Erörterungstermin informiert wurden. Er beantragte, dass Informationen
zum Verfahren in niederländischer Sprache veröffentlicht werden und dass
auch die Kommunen im Umkreis von 25 Kilometern rund um Ahaus offiziell
am Genehmigungsverfahren beteiligt werden.

Atomtransporte von und nach Ahaus: Beunruhigend und nicht
hinnehmbar*

Am zweiten Erörterungstag ging es unter anderem um Fragen zu den Themen
Brandschutz und um die Gefahren der Niedrigstrahlung. Außerdem wurden
die mit dem Ahauser Atommüll-Lager verbundenen Atomtransporte
hinterfragt. Hierbei ergaben sich für die Einwenderinnen und Einwender
neue beunruhigende und nicht hinnehmbare Aspekte. Diese Aspekte werden
jetzt von den Gegnerinnen und Gegnern des Lagers, aber auch von der
Bezirksregierung, aufgearbeitet und bewertet.

Trotz einiger Irritationen bei der Durchführung des Erörterungstermines
bekundeten die Leitung des Erörterungstermins (eine Delegation der
Bezirksregierung Münster) sowie die Einwenderinnen und Einwender
gegenseitig ihren Respekt. Der Verlauf der Erörterung wurde letztlich
als sachlich bezeichnet.

Nach dem Ablauf des Erörterungstermins wird jetzt von der
Bezirksregierung Münster ein Wortprotokoll der ganzen Erörterung
angefertigt, das demnächst von allen Einwenderinnen und Einwendern
angefordert werden kann. (Weitere Informationen zum ganzen
Genehmigungsverfahren siehe unter [2]).

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) wird der
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus", die auch im BBU organisiert
ist, weiterhin zur Seite stehen und die Aktivitäten der Bürgerinitiative
unterstützen.

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

[2] http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/608: Klimakampf und Kohlefront - Konsens und Solidarität ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit Protest-Netzwerk Ende Gelände
2019 



Keyenberg, 7. Juni 2019. Umwelt- und zivilgesellschaftliche Organisationen
zeigen sich solidarisch mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams
des Protest-Netzwerks Ende Gelände. Tausende Aktivistinnen und Aktivisten
wollen sich ab 19. Juni 2019 vor Kohlebagger und -züge im Rheinischen
Braunkohlerevier setzen. Sie fordern den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit weltweit.

17 Organisationen haben die Solidaritäts-Erklärung unterzeichnet. Darin
heißt es: "Zwanzig weitere Jahre Kohle-Verbrennung sind mit dem Pariser
Klimaabkommen nicht vereinbar. Wir fordern, dass der Hambacher Wald und die
derzeit noch bedrohten Dörfer erhalten bleiben. Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen." Zu den
Unterzeichnern gehören neben Campact unter anderem der BUND, Oxfam, Robin
Wood, Urgewald und die NaturFreunde.

Am 22. Juni gibts es am Tagebau Garzweiler außerdem einen Aktionstag unter
dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten!". Schülerinnen und
Schüler der Fridays-for-Future-Bewegung machen sich um 11 Uhr von
Hochneukirch bei Erkelenz auf den Weg in Richtung des bedrohten Dorfes
Keyenberg, zeitgleich startet aus Erkelenz eine Fahrrad-Demo. Um 13 Uhr ist
die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrantinnen und
Demonstranten symbolisch zwischen Keyenberg und den Tagebau stellen werden.


Hinweise:

Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.campact.de/wp-content/uploads/2019/06/Soli-Erkla%CC%88rung_EG_2019.pdf:

Informationen zur Aktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion

Infos zum Aktionstag 22. Juni:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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KOHLEALARM/607: Klimakampf und Kohlefront - Alle Dörfer bleiben ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kohleausstieg: "Wir leisten Widerstand, bis unsere Dörfer gerettet
sind!"

Betroffene aus allen Braunkohlerevieren fordern Bestandsgarantie für
bedrohte Orte



Berlin. Tagebaubetroffene aus der Lausitz, dem Rheinland und dem Leipziger
Land haben sich heute mit gemeinsamen Forderungen an die Bundes- und
Landespolitik gewandt. Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" nimmt die
Bundesregierung in die Pflicht, den Erhalt aller bedrohten Dörfer zu
garantieren, fordert Mitbestimmung in der Ausgestaltung des
Kohleausstiegsgesetzes und kündigt Proteste am Braunkohle-Tagebau
Garzweiler an. Drei Vertreter*innen aus den Braunkohlerevieren stellten die
Forderungen heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.

"Die Politik verschleppt den Kohleausstieg und das wird auch auf unserem
Rücken ausgetragen. Durch die Kohlekommission hat sich für uns nichts
geändert: Es steht weiterhin unser Zuhause auf dem Spiel. Dabei ist es
absurd, im Jahre 2019 noch Dörfer für Braunkohle zu zerstören. Wir fordern
von der Bundesregierung jetzt eine Garantie, dass alle bedrohten Dörfer
bleiben können", erklärte Britta Kox von der rheinischen Gruppe des
Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben!". "Zu lange wurden unsere Interessen von
den Bundes- und Landesregierungen nicht beachtet. Deshalb nehmen wir unsere
Zukunft selbst in die Hand. Wir bleiben hier und kämpfen um unsere Dörfer,
bis unsere Forderung Realität geworden ist."

Hannelore Wodtke von der Initiative "Grüne Zukunft Welzow" in der Lausitz
ergänzt: "Wir fordern Geld für lebenswerte Dörfer statt nur für die
Industrie. Die Eckpunkte für die Strukturförderung sind so nicht
akzeptabel. Wie kann der Strukturwandel gelingen, wenn die
Ministerpräsidenten Laschet, Woidke und Kretschmer weiter daran festhalten
Kindergärten, Kirchen und ganze Dörfer für die Braunkohle zu zerstören?
Seit Jahrzehnten werden uns in Proschim Investitionen vorenthalten. Es gilt
jetzt die Zukunft des Ortes zu gestalten und ihn lebenswert zu machen."

Eine wichtige Forderung des Bündnisses ist eine Novellierung des
Bundesberggesetzes: "Die Bundesregierung muss endlich das uralte
Bundesbergrecht reformieren und die Enteignungsparagraphen aussetzen. Nicht
mehr der Abbau von Braunkohle, sondern Klimaschutz ist im Interesse der
Allgemeinheit. Das verdeutlicht auch die junge Generation. Wir sehen uns
als Teil einer vielfältigen Bewegung für Klimagerechtigkeit und treten
gemeinsam dafür ein, dass das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
eingehalten wird", so Jens Hausner von der Initiative "Pro Pödelwitz"

Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Das Bündnis
plant für den 22. Juni unter dem Motto "Kohle stoppen! Klima und Dörfer
retten!" einen großen Aktionstag im Rheinischen Revier, zu dem auch Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und die Naturfreunde aufrufen.


Weitere Informationen:

www.alle-doerfer-bleiben.de

Die Forderungen können Sie herunterladen unter:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2019/06/ADB_Forderungen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/606: Klimakampf und Kohlefront - präventive Drohungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 5. Juni 2019

Ende Gelände reagiert auf Einschüchterungsversuche der Polizei Aachen
+++ Einladung zu kreativem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise



Köln - Ende Gelände wehrt sich gegen Einschüchterungsversuche von Seiten
der Polizei im Vorfeld der angekündigten Proteste am Tagebau Garzweiler im
Rheinland. Die Aachener Polizei versendet offenbar Briefe an Schulen im
Regierungsbezirk Köln und droht Menschen, die an den Aktionen von Fridays
for Future und Ende Gelände teilnehmen möchten, in "aggressive
Auseinandersetzungen zu geraten" sowie in eine "Strafbarkeitsfalle" zu
tappen.

"Ende Gelände ist eine Bewegung, die sich aus der Breite der Bevölkerung
zusammensetzt. Unser Aktionskonsens stellt sicher, dass wir uns ruhig und
besonnen verhalten und keine Menschen gefährden. Die Polizei Aachen
versucht nun, mit falschen Unterstellungen eine ganze Bewegung zu
diskreditieren. Damit wird sie keinen Erfolg haben", sagt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Die Vergangenheit hat gezeigt: Menschen, die bei Ende Gelände teilnehmen,
halten sich an unseren Aktionskonsens, die eskalierende Gewalt geht klar
von Seiten der Polizei aus. Wir fragen Polizeipräsident Dirk Weinsbach: Wie
stellt er sicher, dass es nicht zu rechtswidriger Polizeigewalt gegen Ende
Gelände und Fridays for Future kommt?", fragt Henneberger.

"Während die Politik beim Thema Klimaschutz untätig geblieben ist, sind wir
immer weitergewachsen. 50.000 Menschen haben letztes Jahr gemeinsam für den
Hambacher Wald demonstriert. Wir laden alle ein, sich selbst ein Bild zu
machen von unseren vielfältigen und kreativen Protesten für eine Zukunft
ohne Klimakrise. Tausende werden vom 19.-24. Juni die Braunkohletagebaue im
Rheinland stilllegen und das Zeitalter der fossilen Energien beenden", so
Henneberger.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für sofortigen Kohleausstieg,
Klimagerechtigkeit und einen grundlegenden Systemwandel. Mit Massenaktionen
zivilen Ungehorsams haben über 6.000 Aktivist*innen im Oktober 2018 für 24
Stunden die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.
Dabei stellte nach rechtlicher Würdigung der Gesamtumstände durch die
Staatsanwaltschaft Aachen das Besetzen der Gleise keine Straftat dar.


https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11559/4099955

Link Aktionskonsens von Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/aktionskonsens-2019/

Link Brief der Polizei:

https://twitter.com/jdoeschner/status/1136008886593437697

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/118: Fracking nicht mit uns - nicht weniger schädlich ... (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 5. Juni 2019

Extinction Rebellion protestiert gegen Bundesratsentscheidung für
klimaschädliches Fracking-Gas



Berlin - Am Freitag, dem 07. Juni wird im Bundesrat im Eilverfahren über
millionenschwere Investitionen für Flüssiggas-Infrastruktur entschieden.

Extinction Rebellion wird mit mehreren Organisationen ab 9.00 Uhr vor dem
Bundesrat (Leibziger Str. 3-4) protestieren. Aus ihrer Sicht würde eine
Entscheidung für diese Investitionen richtungsweisend eine extrem
klimaschädliche Technologie befördern.

Die Aktivist_innen werden neben einer 9 Meter langen Gaspipeline mit einer
symbolischen Tod Performance (Die-In) auf die Konsequenzen des Einsatzes
von Fracking-Gas hinweisen.

"Ohne große Debatte in der Bevölkerung soll hier eine Verordnung vom
Bundesrat durchgewunken werden um Anlandeterminals für importiertes
Fracking-Gas aus den USA zu errichten," sagt Annemarie Botzki von
Extinction Rebellion Berlin.

"Dies steht im krassen Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung den
Klimaschutz zur obersten Priorität zu machen . Dies verdeutlicht, dass die
Bundesregierung auch in Zukunft auf fossile Brennstoffe statt auf
erneuerbare Energien setzt. Es ist ein Schritt in die falsche Richtung und
im Angesicht der dramatischen Klimakrise absolut unverantwortlich und nicht
zeitgemäß!"

Flüssiggas soll als Übergangstechnologie im Rahmen der Energiewende genutzt
werden, auch da es als weniger klimaschädlich gilt als andere fossile
Brennstoffe. Die Aktivist_innen weisen dagegen darauf hin, dass die
vermeintliche Klimafreundlichkeit von Flüssiggas wissenschaftlich widerlegt
worden sei. Eine Studie der Universität Manchester hat gezeigt, dass die
Produktion, der Transport und Leckagen zu großen Treibhausgasemissionen
führen.

"Wir fordern die Landesregierungen auf sich gegen die vorgeschlagene
Drucksache einzusetzen und sie zu verhindern!, " sagte Botzki.


Über Extinction Rebellion:

Die aus Großbritannien stammende Bewegung ist mittlerweile in über 40
Ländern aktiv und fordert Regierungen und Bevölkerung mit Aktionen zivilen
Ungehorsam dazu auf, endlich Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe und die
ökologische Krise zu ergreifen. Die drei Kernforderungen der Bewegung sind:


	Die Regierung muss die volle Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und mit den Medien die absolute Dringlichkeit des Wandels an die gesamte Bevölkerung kommunizieren.

	Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen verbindlich ergreifen, um die Netto-Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis 2025 auf Null zu reduzieren und das allgemeine Niveau des Ressourcenverbrauchs zu senken.

	Eine Bürger_innenversammlung wird einberufen, die diese Maßnahmen begleitet und gewährleistet, dass der Wandel gerecht und demokratisch abläuft.



 * 

Quelle:
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KOHLEALARM/605: Klimakampf und Kohlefront - es gibt keine Not ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Juni 2019

++ Klimaschutz setzt neue Hürden für Enteignungen /
BUND-Rechtsgutachten: Zerstörung weiterer Dörfer für die Braunkohle wäre
verfassungswidrig ++



Düsseldorf/Berlin. Zwangsenteignungen für die Fortführung der
Braunkohlentagebaue Garzweiler und Hambach sind angesichts der gestiegenen
Klimaschutzvorgaben nicht mehr zulässig. Das ist das zentrale Ergebnis
eines vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) heute in dem
vom Tagebau Garzweiler unmittelbar bedrohten Dorf Keyenberg (Rheinland)
vorgestellten Rechtsgutachtens "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten
für Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben". Der BUND beauftragte
mit dem Gutachten die Frankfurter Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer, die im
Jahr 2013 bereits erfolgreich die Verfassungsbeschwerde des BUND NRW gegen
die Enteignung seiner Streuobstwiese im Tagebau Garzweiler I vertreten
hatte.

"Das Gutachten zeigt: Die Zerstörung weiterer Dörfer für die
Braunkohlentagebaue ist nicht nur überflüssig, sondern verbietet sich auch
aus verfassungsrechtlicher Sicht", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger. "NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist gefordert, sofort einen
Abrissstopp mit dem Kohlekonzern RWE zu vereinbaren."

Ungeachtet der Empfehlungen der sogenannten Kohlekommission zum
beschleunigten Braunkohlenausstieg forciert die RWE Power AG nach Angaben
der Betroffenen derzeit die Umsiedlungsmaßnahmen in den bedrohten Dörfern.
Nach den RWE-Plänen sollen allein für den Tagebau Garzweiler noch etwa
1.600 Menschen in fünf Dörfern sowie vier Höfe weichen.

"Aufgrund der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen sind Grundabtretungen
über das Jahr 2019 hinaus nur noch in beschränktem Umfang zulässig", so das
Fazit des Bergrechtsexperten Dirk Teßmer. "Insbesondere ist keine
Enteignung von Grundstücken mehr zu rechtfertigen, deren Inanspruchnahme
auf eine nicht mehr klimazielverträgliche Förderung und Verstromung von
Braunkohle abzielt." Die Restfördermengen müssten aus Gründen des
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutzes deshalb auf solche Flächen
beschränkt werden, deren Abbau im Einklang mit den
Klimaschutzverpflichtungen noch möglich ist.

Wie zahlreiche Gutachten und Studien belegen, ist es zur Erreichung der
deutschen Klimaschutzziele erforderlich, die Braunkohlenförderung und -
verstromung drastisch zu reduzieren. Durch die Ratifizierung des Pariser
Klimaschutz-Abkommens sind die Anforderungen noch einmal erhöht worden. Das
nationale Klimaziel 2020 sowie das - noch nicht entsprechend dem Pariser
Abkommen erhöhte - europäisch verbindliche Klimaziel für 2030 erfordert ein
starkes Absinken der Kohleverstromung. Entsprechend sieht die
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht vor, dass die
Braunkohlenverstromung bereits bis 2030 deutlich reduziert wird und in den
2030er Jahren ausläuft. Der Großteil der in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen noch vorhandenen Braunkohle muss deshalb im Boden
bleiben. Aus Klimaschutzsicht hält der BUND sogar ein Auslaufen der
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2030 für erforderlich.

"Bei einer 1:1-Umsetzung der Empfehlungen der Kohlekommission verbietet
sich nicht nur die Zerstörung des Hambacher Waldes, auch alle Dörfer können
und müssen stehen bleiben", so der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende
Thomas Krämerkämper. "Durch eine mögliche Umplanung der Tagebaue ist deren
Fortführung dabei ohne weitere Devastierungen auf Jahre sichergestellt."

Die Kohlekommission hatte empfohlen, bis Ende 2022
Stromerzeugungskapazitäten von 3,1 Gigawatt an Braunkohlenkraftwerken
stillzulegen und auch danach die Kraftwerksleistung stetig zu verringern,
um das Sektorklimaziel 2030 erreichbar zu machen. Zusammen mit der bereits
begonnenen Überführung von Kraftwerksblöcken in die sogenannte
"Sicherheitsbereitschaft" gingen damit kurzfristig 12
Braunkohlenkraftwerksblöcke im Rheinland vom Netz. Dadurch halbiere sich
die Fördermenge in den Tagebauen Garzweiler und Hambach von heute etwa 70
auf 35 Millionen Tonnen. Auch ohne weitere Zerstörung von Wald und Dörfern
sind nach einem Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) bei geänderter Abbauführung aber noch bis zu 815 Millionen Tonnen
Braunkohle gewinnbar. Die Kohlemengen sind also mehr als ausreichend, um
die verbleibenden Kraftwerksblöcke sicher zu betreiben.

Vor diesem Hintergrund ist der BUND überzeugt, dass Enteignungsanträgen der
RWE Power AG nicht mehr entsprochen werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sich die Anträge auf Grundstücke beziehen, die innerhalb von
Ortslagen beziehungsweise im unmittelbaren Umfeld von Ortslagen liegen oder
es sich um Flächen handelt, die aufgrund der Erhaltung des Hambacher Waldes
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sind.

"Dass RWE trotzdem weiter Fakten schafft, ist ein Unding", empört sich Dirk
Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW. "Wir erwarten von Ministerpräsident
Armin Laschet, dass er der nicht nur unnötigen, sondern auch den
Klimazielen zuwiderlaufenden Zerstörung Einhalt gebietet." Zusammen mit 40
anderen Verbänden und Initiativen hatte der BUND die Landesregierung in
einem offenen Brief aufgefordert, ein Moratorium zu erlassen, bis die
politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind.
Am Ende müsse eine Bestandgarantie für den Hambacher Wald und alle Dörfer
stehen, so die Verbände.

Um all diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, ruft der BUND zusammen
mit anderen Organisationen und der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zu
einem Aktionstag am 22. Juni 2019 auf. Mehrere tausend Menschen werden dann
am Tagebau Garzweiler erwartet.


Mehr Informationen:

Das Rechtsgutachten "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten für
Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben" als Download.

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

Den offenen Brief an Ministerpräsident Armin Laschet finden Sie
unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pdf

Hintergrundpapier: "Der Hambacher Wald und alle Dörfer müssen bleiben.
Konsequenzen aus dem Bericht der Kohle-Kommission":

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/2019_06_04_Background_PK.pdf

Informationen zum Aktionstag am 22.06.2019: www.klima-doerfer-retten.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net
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STANDPUNKT/349: Zur Diskussion - Staat als Rechtsgemeinschaft (Kai Ehlers)


Zur Diskussion:

Staat als Rechtsgemeinschaft

Aus Berichten des "Forums integrierte Gesellschaft"

von Kai Ehlers, 6. Juni 2019



Das "Forum integrierte Gesellschaft" ist ein offener Gesprächskreis,
Sitz Hamburg, mit dem Ziel, kritische Menschen aus unterschiedlichen
gesellschaftlichen Bereichen und mit unterschiedlichen Weltsichten
miteinander in lebensdienlichen Austausch zu bringen. Die Treffen finden
seit 2010 in unregelmäßigen Abständen in lockerer, freundschaftlicher
Atmosphäre statt. 

Auf einem der letzten Treffen des Forums wurde die Frage diskutiert, in
welche Richtung die gegenwärtige Krise des Nationalstaats sich entwickeln
könnte, wenn es darum ginge, nationalistische Tendenzen des Einheitstaates
zu überwinden. Ist 'Staat' als einfache Rechtsgemeinschaft denkbar?




Guten Tag allerseits!

"Vom einheitlichen Nationalstaat zum Staat als Rechtsgemeinschaft - was
kann das bedeuten?" So lautete die Fragestellung der letzten Runde des
"Forums integrierte Gesellschaft". Angesichts der Komplexität dieser Frage
vergeudete die Runde keine Zeit damit zu wiederholen, was schon in der
Kritik des "einheitlichen Nationalstaates" und danach unter der Frage
"Kapital ohne Kapitalismus?" auf früheren Treffen des Forums besprochen
worden war. Gemeint ist die Entflechtung des Nationalstaates in
selbstständige, aber miteinander wechselwirkende wirtschaftliche,
kulturelle und rechtliche Sphären.[1] Das Gespräch ging stattdessen gleich
zur
Kernfrage vor, was diese Beschränkung des Staates auf rechtliche Aufgaben
bedeuten würde, genauer, was man sich unter einem "Staat als
Rechtsgemeinschaft" vorstellen müsse, die das ökonomisch dominierte Monopol
des einheitlichen Nationalstaates hinter sich lässt.

Den Anfang machte eine Kritik der Themenstellung: die Vorstellung von einem
'Staat als Rechtsgemeinschaft' sei eine Fiktion, erklärte ein neu
hinzugekommener Teilnehmer der Runde. Ihr stehe die Realität des
Machtstaats gegenüber, mit dem die Herrschaft des Kapitals durchgesetzt
werde. Diese Realität könne nur durch den Klassenkampf überwunden werden.

Dieser kategorischen Feststellung folgte auf dem Fuße die Gegenfrage: Und
wo bleibe ich? Wie erhalte ich die Möglichkeit der Selbstbestimmung? Wie
werde ich zum Souverän meiner Lebensentscheidungen? Wie kommen wir zu
einem Rechtssystem, dass nicht der Macht, sondern dem Leben dient? Wird
Recht von "oben" eingeführt, oder von "unten" entwickelt?

Mit diesem Einstieg war ein Startschuss gesetzt, der die Diskussion in
einen heftig mäandrierenden Suchprozess zwischen Selbstermächtigung des
Einzelnen und staatlichem Machtmonopol trieb, zwischen Entstehung von Recht
und seinem Gebrauch, zwischen Missbrauch der Macht oder deren Einsatz von
außen und dem Recht auf Widerstand dagegen. Dieser Suchprozess konnte sich
anfangs nur mühsam in freieres Gelände vorarbeiten, zumal er sich über
Klärungen tagespolitischer Fragen hinaus auch noch durch das Dickicht von
Faschismus und Stalinismus hindurch kämpfen musste.

Was folgte, war ein wahrer Parcours durch die historischen und
gegenwärtigen Probleme und Tendenzen der Gemeinschafts- und
Staatenbildung, der in seinen Windungen und Wendungen zwischen
Selbstbestimmung und Fremdbestimmung, Rechtsstaat und Machtstaat,
Sozialismus und Faschismus, Forderungen nach allgemeiner Herzensgüte und
spezieller Klassensolidarität zunächst nicht bis zur Klärung der Frage
vordrang, was man sich unter einem Staat als Rechtsgemeinschaft vorstellen
und wie er aus den gegebenen Verhältnissen des Monopolstaates heraus
entstehen könne.

Erst mit der Unterscheidung von Strafrecht und Zivilrecht, des Weiteren von
Recht und Gerechtigkeit und schließlich mit der Erkenntnis, dass das Wort
Recht' von den Worten 'richtig' und 'Richtung' abgeleitet ist, näherte sich
das Gespräch dem, was eine "Rechtsgemeinschaft" sein könnte, in deren
Mittelpunkt nicht das strafende Gesetz, sondern die Regelung des
alltäglichen Lebens steht, zumindest das Bemühen, das Verhältnis von Strafe
und Recht zugunsten lebensdienlicher Regelung des Zusammenlebens zu
verschieben.

Diese Verschiebung ist natürlich nicht nur eine strukturelle oder
organisatorische Angelegenheit, sondern eine Frage des Bewusstseins, der
Haltung, eben der Richtung, in die eine Gemeinschaft, im Weiteren eine
Gesellschaft miteinander gehen will und gehen kann. Das beginnt mit
gegenseitiger Hilfe in den Basisgemeinschaften des alltäglichen Lebens und
in den Kommunen und führt bis hin zur Regelung von Fragen, die den
gesamten sozialen Organismus und seine über dessen Grenzen hinausgehenden
wirtschaftlichen und geistig-kulturellen Beziehungen betreffen.

Die Rechtsgemeinschaft definiert, hält und schützt den Lebenszusammenhang
einer begrenzten Gruppe von Menschen, ohne sich in die selbstverwalteten
wirtschaftlichen und geistigen Belange einzumischen, soweit es nicht um
verwaltungsrechtliche oder zivilrechtliche Fragen des Interessenausgleichs
zwischen Personen und Institutionen geht, die auf dem Weg der
Selbstverwaltung nicht entschieden werden können.

Tendenziell geht es darum, den Raum der zivilen Regelungen so weit
gegenüber dem Strafrecht zu erweitern, dass sich die Rechtspraxis dem Ideal
der Gerechtigkeit annähern kann.

Der so skizzierte Umriss einer Rechtsgemeinschaft, das zeigt der Blick in
die Lebensrealität gleich welcher Zeit und in welcher Gesellschaft, ist
allerdings keine Verfassung, die einfach dekretiert werden könnte, von wem
auch immer, es sei denn mit Gewalt, was ihr Wesen ins Gegenteil verkehren
würde. Als Ausdruck eines lebendigen Prozesses kann sie nur als Ergebnis
täglicher, konkreter, permanenter Auseinandersetzung zwischen "oben" und
"unten", zwischen individuellen und gemeinschaftlichen Interessen
entstehen.

Die Geschichte solcher Auseinandersetzungen, zumal dort, wo sie vom
friedlichen Ausgleich unterschiedlicher Interessen in Revolten, in
Revolutionen und in die gewaltsame Ablösung bedrückender
Herrschaftsstrukturen übergingen und heute noch übergehen, ist zweifellos
als Geschichte und Gegenwart von Klassenkämpfen zu beschreiben, wenn man
unter Klassenkämpfen die verschiedenen Formen des Aufbegehrens der
abhängigen und unterdrückten Schichten der Bevölkerung gegen ihre Ausbeuter
und Unterdrücker versteht. Geschichte ist auf diese Weise unbestreitbar ein
Experimentierfeld für die immer wiederholten Versuche menschenwürdigere
Formen des Zusammenlebens zu entwickeln, bisher zuletzt im Namen des
Sozialismus. Kriterium für Erfolg oder Scheitern der Experimente kann
allerdings ebenso unbestreitbar nur der Zugewinn an Freiheit für jeden
einzelnen Menschen in der von ihm gewählten Gemeinschaft sein. An diesem
Maßstab müssen sich auch die Revolutionen des 20. Jahrhundert messen lassen
- und selbstverständlich alle in die Zukunft gerichteten
Entwicklungsansätze.

Vieles muss hier ungesagt bleiben, was zu diesen Fragen auf dem Treffen
noch beigebracht wurde. Zum Abschluss sei aber noch auf ein Zitat von
Wolfgang von Goethe verwiesen, das nach dem Ende des Treffens gedruckt auf
dem Versammlungstisch liegen blieb. "Welche Regierung die beste sei?" wurde
Goethe seinerzeit gefragt und er antwortete: "Diejenige, die uns lehrt, uns
selbst zu regieren." Genau! möchte man sagen. Heute gültiger als je zuvor.
An anderer Stelle erklärt Goethe allerdings: "Wenn die Sozietät sich des
Rechtes begibt, die Todesstrafe zu verfügen, so tritt die Selbsthülfe
unmittelbar wieder hervor, die Blutrache klopft an die Türe".[2]

Deutlicher kann der Widerspruch, den es zu lösen gilt, kaum noch
hervortreten. Nun ist natürlich klar, dass Goethe heute nicht die
Todesstrafe befürworten, sondern Maßnahmen des Rechtstaates gutheißen
würde, aber in dem Spagat von Strafe und Förderung, der aus seinen Worten
spricht, stehen wir bis heute - und werden wir weiter stehen, solange es
Menschen mit unterschiedlichen Interessen und Charakteren gibt. Mit Goethe
können wir aber dafür eintreten, dass die Waage sich zugunsten der
Förderung neigt.


Anmerkungen:

[1] Siehe dazu die Forums-Berichte

- 54 Krise des Nationalstaats,

- 64 Was ist Dreigliederung

- 65 Kapital ohne Kapitalismus

(ggfls. nachzulesen auf der Website www.kai-ehlers.de)

[2] Zitate zu Goethe aus: "Freiheit und Staat bei Goethe", Der literarische
Zaunkönig Nr. 1/2016

 * 

Quelle:
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REZENSION/033: Saša Stanišić - Herkunft (SB)


Saša Stanišić

Herkunft

von Christiane Baumann



"Einer wird überleben, um zu erzählen ..."


Herkunft - Saša Stanišić' bewegende

Familien-Geschichte

Ein Buch, "das mich brennen würde, wie das Leben mich brennt", wie
Christa Wolf einmal sagte, findet man nicht so häufig. Wolf verband
mit dem "Brennen" den Anspruch, dass Prosaliteratur die
"Lebensprobleme vieler Menschen, ganzer Schichten" zur Sprache bringt,
dass sie nicht allein kunstvoll gebaut ist, sondern sich den
drängenden sozialen Fragen ihrer Zeit stellt. Herkunft von
Saša Stanišić ist ein solches Buch und hat es bereits
auf die Bestsellerlisten geschafft. Erzählt werden Kindheit und Jugend
des Saša Stanišić und auch wieder nicht, denn im
"Zuhause" des Erzählers "wohnen die Fiktionen" (170), die seine
Erinnerungslücken füllen. "SPIEL, ICH UND KRIEG" - so lautet eine
Kapitelüberschrift, die als programmatische Klammer dieser
Erinnerungen verstanden werden kann. Fiktion, so heißt es dort, "ist
ein offenes System aus Erfindung, Wahrnehmung und Erinnerung, das sich
am wirklich Geschehenen reibt" (20). Diese "Reibungen" sind es, die
Herkunft bedeutsam machen, denn mit ihnen verbindet sich der
Versuch einer politischen Standortbestimmung.

Der Autor ist unschwer im Erzähler zu erkennen. Geboren am 7. März
1978 in Višegrad im damaligen Jugoslawien und heutigen
Bosnien-Herzegowina als Sohn einer Politologin, einer
Marxismus-Dozentin, und eines Betriebswirtes muss er im April 1992 mit
seiner Familie das Land verlassen, um den ethnischen
Säuberungsaktionen serbischer Einheiten zu entgehen. Seine Mutter ist
Atheistin, hat aber muslimische Wurzeln, die sie plötzlich zur
"Muslima" werden lassen. Kurz nach ihrer Flucht gehen "die ersten
muslimischen Häuser in Flammen auf" (118). Es ist der Beginn des
Bosnienkrieges, der bis 1995 dauern wird und an dessen Ende der
Zerfall Jugoslawiens steht. Die Vernichtung dieses einst mächtigen
Vielvölkerstaats wird als Verlust erzählt, vor allem aber als Verlust
der Idee von einer sozial gerechten Gesellschaft, die sich mit dem
Sozialismus verband und zu der sich der Erzähler bekennt: Arbeit,
soziale Absicherung, Bildungsgleichheit, Solidarität. Erzählt wird von
der einst selbstbewussten sozialistischen Republik Jugoslawien, die
aus dem Zweiten Weltkrieg mit Tito zu einem Machtfaktor wurde, von den
Kriegen ab 1991, die diesen Staat vernichteten und von Flucht,
Heimatverlust und der schwierigen Ankunft in Deutschland, in dem man
sich "mit Fremden ein fremdes Leben in der Fremde" (121) teilt.

Integration wird zu einem Prozess der Anpassung bis zum Verdrängen und
Verleugnen der eigenen Identität. Dies führt den Erzähler in eine
Krise, die ihn zwingt, sich seines "Ichs", seiner Vergangenheit, zu
versichern. Geboren in einem Land, dass es nicht mehr gibt, geprägt
von einer Gesellschaftsutopie, die zerbrach, wohnhaft in Hamburg mit
einem deutschen Pass und entfremdet den Eltern und der Familie, die in
alle Welt verstreut lebt, stellt sich dem vierzig Jahre alten
Ich-Erzähler nachdrücklich die Frage nach seiner "Herkunft", nach
seinen familiären, kulturellen und sozialen Wurzeln. Auslöser für das
Erinnern ist im Jahr 2016 der Ausbruch der Demenz bei seiner noch in
Višegrad lebenden Großmutter Kristina. Sein Erzählen bildet den
Kontrapunkt zu ihrem Erinnerungs- und Identitätsverlust. Es vollzieht
sich zugleich vor einem brisanten gesellschaftlichen Hintergrund, der
Flüchtlingskrise 2015, und damit in einer Zeit, "in der Abstammung und
Geburtsort wieder als Unterscheidungsmerkmale dienten, Grenzen neu
befestigt wurden und sogenannte nationale Interessen auftauchten aus
dem trockengelegten Sumpf der Kleinstaaterei [...], als Ausgrenzung
programmatisch und wieder wählbar wurde." (62)

In diesem persönlichen und gesellschaftlichen Spannungsfeld bewegt
sich das Erzählen, das erschütternde Schlaglichter zum Bosnienkrieg
und zugleich bewegende Milieustudien vom Rand unserer Gesellschaft
liefert und gnadenlos dokumentiert, was es auch in Deutschland heißt,
Flüchtling zu sein. Beschrieben wird der soziale Abstieg der Eltern,
die froh sein müssen über jeden schlecht bezahlten Job. Die Mutter,
"Expertin" für Ausbeutung, wird nun selbst in einer Wäscherei
ausgebeutet. Da das Geld für eine Fahrt ins Schullandheim fehlt,
bleibt der Erzähler zu Hause mit anderen Flüchtlingen und sozial
Benachteiligten. Was die Zurückbleibenden verbindet, ist, "gemeinsam
etwas Geiles [zu] verpassen" (157). Die ARAL-Clique, in der sich
"Abgehängte" zusammenfinden, wird zum Anker, weil sie das für
Jugendliche Wichtigste ermöglicht: Gemeinschaft, "dass jemand mit dir
Zeit verbringen möchte" (162).

Die von Stanišić in dokumentarischem Stil mit präzisen
Orts- und Zeitangaben überaus akribisch ausgebreitete Kindheit und
Jugend zielen auf Authentizität. Daten und Fakten beglaubigen: Seine
"Herkunft ist Krieg" (66) und dieser vernichtet alles: Identität und
Familie, Wohlstand, Kultur und ein solidarisches Miteinander. Diese
Kindheit lässt sich nur "dissonant" (193) erzählen. Heimat ist für den
Ich-Erzähler kein Ort, allein "die Sprache wird weiterfließen. Einer
überleben, um zu erzählen." (286) Diese Erzählungen sind aufbewahrt in
den Mythen der Völker, für die in Stanišić' Buch der Ort
"Oskoruša", an dem die Geschichte seiner Familie begann, zum Symbol
wird.

Die mythologische Ebene wird dem dokumentarischen Erzählen
entgegengesetzt, was zu ästhetischen Brüchen und zu einer
stilistischen Disharmonie führt, die dem Erlebten zu entsprechen
scheint. Zur Geschichte des Zerfalls Jugoslawiens als Dokumentation
der Zerstörung und Vernichtung tritt eine "Urszenerie" (49), in der
das menschliche Sein wurzelt und die der Poesie Räume öffnet.
Eingewoben in die unvorstellbaren Schrecken des Krieges ist der
biblische Mythos vom Baum der Erkenntnis und der Schlange als
Verführerin des Menschen. Doch der Mythos erfährt eine Umdeutung. Der
Heilige Georg, Drachentöter und Bezwinger des Bösen, wird selbst zur
"Bestie" (49). Oskoruša, noch in den 1980er Jahren ein Ort mit hundert
Bewohnern, ist inzwischen menschenleer, dem Verfall preisgegeben und
damit ebenso vom Aussterben bedroht wie der im Serbokroatischen
gleichnamige Obstbaum, der Speierling, von dem es in der Mythologie
heißt, er gewähre dem Menschen Schutz vor bösen Geistern. Es bleibt
die "Zunge der Schlange, die Sprache des Dichters" (227), die Zuflucht
und Heimat zu sein vermag. Das sind Gedichte von Friedrich Hölderlin
und vor allem von Joseph von Eichendorff und die Erkenntnis: "Die
Möglichkeiten, eine Geschichte zu erzählen, sind quasi unendlich."
(229) Diesem Ansatz folgend, endet das "Selbstporträt mit Ahnen" (49)
in einem Spiel. Der Leser wird zum Subjekt der Geschichte, kann bei
der Lektüre selbst entscheiden, wie es weitergeht. Den Tod der
Großmutter vermag er nicht zu verhindern, aber ihm eröffnen sich
Möglichkeiten, denn er hat im Leben immer auch eine Wahl. Und so
schließt sich der Kreis um "SPIEL, ICH UND KRIEG".

Saša Stanišić

Herkunft

München, Luchterhand 2019

350 Seiten

22,00 Euro

ISBN: 978-3-630-87473-9
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8665: Und morgen, den 10. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.06.2019 bis zum 11.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8665 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Böige Kost,

Sonne und Schauer

stark aus Nordost,

Jean-Luc, der Kauer.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/099: Berlin - Radeln für die Erinnerung, 10. Juni 2019


Initiative KZ-Außenlager Lichterfelde e.V.

Initiative KZ-Außenlager Lichterfelde e.V. veranstaltet
Fahrrad-Gedenkfahrt für Rudi Wunderlich

Ein Fahrrad wartet am ehemaligen Wirtschaftverwaltungshauptamt auf den
Start.



Als sich Rudolf Wunderlich am 10. Juni 1944 in Berlin Steglitz auf sein
Fahrrad schwang, um in die Schliemann-Straße in Prenzlauer Berg zu radeln,
wusste er, dass es jetzt nur noch einen Weg gab: den Weg in die Freiheit.
Würde ihn jemand erkennen? Würde er erfolgreich untertauchen können oder
wieder im KZ landen und womöglich am Galgen? Rudi wusste, dass Zögern und
Angst jetzt seine gefährlichsten Gegner waren, also trat er beherzt in die
Pedale. Als er plötzlich den Wagen des Lagerkommandanten auf sich zukommen
sah, sah er weg und hoffte das Beste. Nur nicht zögern, nicht auffallen.
Die waghalsige Flucht gelang. Rudi konnte untertauchen, zunächst in Berlin,
dann in seiner Heimatstadt Leipzig. Nach fünf Jahren im KZ war er noch
nicht in Sicherheit, aber er war frei.

An seine spektakuläre Flucht erinnert die Initiative KZ-Außenlager
Lichterfelde e.V. (IKZ) am 10. Juni mit einer jährlichen Gedenkfahrt. Alle,
die mit an das Leid, aber auch den Mut von Häftlingen und Zwangsarbeitern
im NS-Staat erinnern wollen, lädt sie ein, mit zu machen. Am Pfingstmontag,
den 10.6., um 10 Uhr soll es am Ort des ehemaligen
Wirtschaftsverwaltungshauptamtes - dem Startpunkt von Rudis Flucht - los
gehen. Heute erinnert an der Adresse Unter den Eichen 126 - 135 in 
Berlin-Steglitz eine Gedenktafel an den Ort, an dem die wirtschaftlichen
Aktivitäten der SS im ganzen deutschen Reich und den von ihm besetzten
Gebieten geplant und kontrolliert wurden. Ob es um das Zahngold ermordeter
Juden oder die Gewinne SS-eigener Betriebe ging, hier wurde das alles
verwaltet. Rudi Wunderlich war hier zur Zwangsarbeit eingeteilt. Er war
Häftling im nahegelegenen Außenlager Lichterfelde. Häftlinge aus
Sachsenhausen lebten hier im ersten und größten Zwangsarbeiterlager, das
die SS für eigene Zwecke in der Reichshauptstadt unterhielt.

"Das Leid der Häftlinge, die Ausbeutung der Zwangsarbeiter fand mitten in
Berlin statt," erklärt Thomas Schleissing-Niggemann, Vorsitzender der IKZ.
"Die Häftlinge räumten Bombenschäden und fuhren zu ihren Arbeitseinsätzen
quer durch die Stadt, für jeden sichtbar und an ihrer Häftlingskleidung für
jeden gut erkennbar. Die Betriebe in Berlin hätten ohne Zwangsarbeiter gar
nicht mehr funktionieren können. Fast überall, wo gearbeitet wurde,
arbeiteten auch Zwangsarbeiter. Wir wollen daran erinnern, wie sehr das 
NS-Terrorregime in den Alltag verwoben war. Wir wollen aber auch daran
erinnern, dass es Widerstand gab, Hoffnung und Mut."

Gegen 12 Uhr wird die Gedenkfahrt in der Schliemannstraße 9 in Prenzlauer
Berg - Rudis Ziel - enden.

Um an das Schicksal der Häftlinge und den Terror vor der eigenen Haustür zu
erinnern, hat die Initiative KZ-Außenlager Lichterfelde dieses Jahr mit
Unterstützung der Lotto-Stiftung die Smartphone-App "Satelllite Camps"
herausgebracht. Sie stellt Außenlager des KZ-Sachsenhausen in Berlin vor
und stellt dabei auch das Schicksal ausgewählter Häftlinge in
Zeitzeugenberichten vor. Einer dieser Häftlinge ist Rudi Wunderlich. Die
App ist im Apple Store und Google Play Store kostenfrei verfügbar.

 * 

Quelle:

Initiative KZ-Außenlager Lichterfelde e.V.

http://satellite-camps.ikz-lichterfelde.de/
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/428: Kiel - "Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel" verlängert bis 18.08.2019


Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Verein für Vermittlung von Geschichte zur Friedensförderung und
Völkerverständigung

"Mythos und Mord"

Sonderführungen zum Mythos Flandern und Marineuntersuchungsgefängnis

Ausstellung "URKATASTROPHE" im Flandernbunker verlängert



Die Ausstellung "URKATASTROPHE - Der Erste Weltkrieg und Kiel" im
Flandernbunker hat der Verein Mahnmal Kilian bis zum 18. August 1919
verlängert. Eine der Führungen zu dieser Ausstellung war im vergangenen
Jahr auf so großes Interesse gestoßen, dass sie jetzt bis zum August
mehrfach angeboten werden soll: Sie beleuchtet das einstige Kieler
Flanderndenkmal und führt auch in das ehemalige
Marineuntersuchungsgefängnis.

Unter dem Thema "Mythos und Mord: Vom Kieler Flanderndenkmal zum
Marineuntersuchungsgefängnis" erläutert Dr. Jens Rönnau die Geschichte des
Kieler Flanderndenkmals, das 1927 im revanchistischen Sinne auf dem Gelände
des einstigen "Reichskriegshafens" für das Kieler Marinekorps Flandern
errichtet worden war. Danach wurde sowohl der dortige Sportplatz als später
auch der Flandernbunker benannt. Der Mythos deutscher erfolgreicher
Soldaten in Flandern war aber auch eine Stütze des Nationalsozialismus.
Doch der so verehrte und verklärte deutsche Soldat wurde im NS-Staat
ermordet, wenn er kritisch zu diesem System stand, etwa der U-Bootkapitän
Oskar Kusch. Er wurde im Marineuntersuchungsgefängnis eingesperrt, zum Tode
verurteilt und in Altenholz auf dem Marineschießplatz erschossen. So erging
es vermutlich Hunderten, auch Deserteuren. Während der Führung können auch
die einzelnen Todeszellen besichtigt werden, aber auch die Zellen der
Rädelsführer des Matrosenaufstands, die hier am 4. November 1918 befreit
worden waren. Die Führung zeigt also einen weiten Bogen vom Ersten
Weltkrieg über Matrosenaufstand und Weimarer Republik bis hin zum Wahnsinn
des Nationalsozialismus.

Es werden Sonntagsführungen um jeweils 11.30 Uhr angeboten sowie an drei
Abenden mittwochs jeweils um 18.00 Uhr. Eine Anmeldung wird erbeten unter
info@kriegszeugen.de oder 0431 - 260 630 9. Der Eintritt mit Führung
beträgt 6 Euro, ermäßigt 4 Euro.

Führungen an den Sonntagen 16. Juni, 21. Juli und 18. August, jeweils um
11.30 Uhr. Mittwochsführungen am 19. Juni und 24. Juli, jeweils um 18.00
Uhr.


Aktuelle Ausstellungen im Flandernbunker:

• Stadtentwicklung, Medien und Kunst aus 100 Jahren. Bis 18. August 2019

• Schülerinnen und Schülern der Hebbelschule zu Krieg und 
NS-Geschichte. Bis 31. Dezember 2019

• Bunker - Bomben - Menschen. Nationalsozialismus und Zweiter
Weltkrieg in Kiel. Bis 31. Dezember 2019

• Erinnerungen an "Kilian". Bilder, Dokumente und Konzepte zur Ruine
des U-Bootbunkers Kilian. Bis 31. Dezember 2019



Flandernbunker Kiel. Geöffnet Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17 Uhr.

Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4,- Euro / ermäßigt 3,- Euro.



Ein Artikel zur Ausstellung "Urkatastrophe" ist im Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Medien → Alternativ-Presse
→

GEGENWIND/768: Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel 

 * 

Quelle:

Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Verein für Vermittlung von Geschichte zur Friedensförderung und

Völkerverständigung

Kiellinie 249 (am Tirpitzhafen), D 24106 Kiel Wik

Telefon: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@kriegszeugen.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1261: Deutschlandfunk Kultur - Blackrock. Der unscheinbare Finanzgigant, 11.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Blackrock

Der unscheinbare Finanzgigant

Von Caspar Dohmen

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 11. Juni 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Den Namen "Blackrock" lernten viele in Deutschland erst kennen, als
Friedrich Merz CDU-Parteivorsitzender werden wollte. Denn der
Politiker ist Aufsichtsratschef des deutschen Ablegers des
US-Vermögensverwalters - einem Finanzgiganten, der an fast allen
größeren börsennotierten Unternehmen der Welt beteiligt ist, auch in
Deutschland. An vielem verdient der Konzern mit, etwa über seine
Beteiligung an der Deutschen Wohnen an deren 163.000 Mietern.
Gleichzeitig profitieren viele von uns als Anleger an dem Erfolg von
Blackrock mit, direkt etwa als Käufer von Indexfonds oder indirekt als
Besitzer von Lebensversicherungen oder Guthaben bei Pensionskassen.
Caspar Dohmen stellt den unscheinbaren Finanzgiganten vor und geht der
Frage nach, welche Interessen er verfolgt und wem er dient.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1261: Deutschlandfunk - Riace im Visier der Lega, 11.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Riace im Visier der Lega

Ein Integrationsmodell wird abgewickelt

Von Aureliana Sorrento

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 11. Juni 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



In den 50er-Jahren begannen Riaces Bewohner auf der Suche nach Arbeit
auszuwandern. Kurz vor der Jahrtausendwende war der alte Ortskern,
Riace Borgo, beinah entvölkert. Dann landete ein Schiff voll
kurdischer Flüchtlinge an Riaces Strand. Der Linksaktivist Domenico
Lucano und eine Gruppe Gleichgesinnter brachten sie nach Absprache mit
den emigrierten Eigentümern in den verlassenen Häusern des Dorfes
unter. Riace wurde ein weltweit gepriesenes Integrationsmodell. Im
Oktober 2018 stellte die Staatsanwaltschaft des benachbarten Locri
Domenico Lucano unter Hausarrest - wegen des Verdachts auf
Begünstigung illegaler Einwanderung und anderer Delikte. Der
rechtsextreme Innenminister Matteo Salvini ließ die in Riace lebenden
Asylbewerber in zum Teil weit entfernte Aufnahmelager im ganzen Land
bringen. Alle Versuche, das Integrationsprojekt wiederzubeleben
scheiterten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2913: Deutschlandfunk Kultur - "Hörprobe" zu Gast in Hannover, 11.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 06.06.2019

"Hörprobe": Konzertreihe mit deutschen Musikhochschulen zu Gast in
Hannover

Deutschlandfunk Kultur sendet am 11. Juni ab 20.03 Uhr live aus der
Hochschule für Musik, Theater und Medien



Am 11. Juni wird die Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover
zum Hörfunkstudio.

Deutschlandfunk Kultur sendet ab 20.03 Uhr live aus dem Richard Jakoby
Saal ein von den Studierenden eigens für die Radiosendung "Hörprobe"
zusammengestelltes Programm. Der Eintritt ist frei, das Konzert wird
im bundesweiten Programm von Deutschlandfunk Kultur live übertragen.

Die "Hörprobe" stellt in Hannover die aktuell spannendsten Musiker und
Ensembles vor und gibt einen Einblick in den Studienalltag. Das
Programm ist dabei so vielfältig wie das musikalische Leben an der
Kunsthochschule mit ihren knapp 1.500 Studierenden. In dem
Radiokonzert wird deutlich, wie die Ausbildung zum Experimentieren,
zum Ausloten und Überschreiten von Grenzen ermuntert. In verschiedenen
Besetzungen sind unter anderem Werke von Clara Schumann, Sofia
Gubaidulina, Maurice Ravel, Rebecca Saunders zu hören. Durch den Abend
führt Deutschlandfunk-Kultur-Moderatorin Petra Rieß.

Die 1996 gestartete Radiokonzertreihe "Hörprobe" feierte 2018 ihr 100.
Jubiläumskonzert. Sie gibt einen Einblick in die Arbeit der 24
deutschen Musikhochschulen zwischen Traditionspflege und musikalischem
Aufbruch. Die "Hörprobe" macht neugierig auf das, was vielleicht schon
morgen oder übermorgen auf den großen Konzertbühnen zu hören sein
wird. Für die angehenden Musiker ist die Live-Situation eine besondere
künstlerische Herausforderung.

Der Eintritt ist frei.

Mehr Informationen zur "Hörprobe":

www.deutschlandfunkkultur.de/hoerprobe-2019.3728.de.html

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9091: Aus aller Welt - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wachsender Widerstand gegen Auslieferungsgesetz in Hongkong

In der Sonderverwaltungsregion Hongkong sind am Sonntag
Hunderttausende Menschen auf die Straße gegangen, um gegen die Pläne
der chinesischen Regierung für ein Auslieferungsgesetz zu
protestieren. Die Organisatoren sprachen von mehr als einer Million
Teilnehmer, die vom Sammelpunkt in Causeway Bay in die Innenstadt
zogen. Die Gegner der Regierungsinitiative befürchten, daß Peking die
neuen Regeln mißbrauchen könnte, um politische Aktivisten ins Visier
zu nehmen. Hongkongs pro-chinesische Regierung begründet das Vorhaben
mit dem Stopfen von Gesetzeslücken und versicherte, daß Dissidenten
und Kritiker Chinas nicht ausgeliefert würden.

9. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9091: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei faßt per Haftbefehl gesuchten Mann

In der saarländischen Kreisstadt Neunkirchen nahm die Polizei
zufällig einen Mann in Gewahrsam, gegen den ein Haftbefehl wegen
Drogen- und Eigentumsdelikten vorlag. Laut Behördenangaben war eine
Polizeistreife auf den 39jährigen aufmerksam geworden, als dieser aus
seinem Auto stieg. Eine Atemalkohol-Kontrolle ergab nicht nur, daß er
1,91 Promille intus hatte, sondern auch über ein erhebliches
Vorstrafenregister verfügte. Ein Haftbefehl lag vor, so daß er
umgehend ins Gefängnis kam.

9. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9088: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Spezialflugzeug zur elektronischen Kriegsführung in Polen gelandet

Die amerikanische Luftwaffe hat ein Spezialflugzeug vom Typ EC-130H
Compass Call von der Davis-Monthan Air Force Base im US-Bundesstaat
Arizona auf den Luftwaffenstützpunkt Krzesiny in Polen verlegt. Wie
die US-Botschaft in Warschau auf ihrer Webseite mitteilte, wird das
für die elektronische Kampfführung ausgerüstete Flugzeug für
gemeinsame Übungen mit den in Krzesiny stationierten
US-amerikanischen F-16-Kampfjets und polnischen Luftstreitkräften
eingesetzt. Die viermotorige Propellermaschine EC-130H Compass Call
verfügt über eine hochentwickelte Elektronik, die eine stör- und
abhörsichere Kommunikation der eigenen Kräfte ermöglicht und die
gegnerische Radaranlagen stören und mit Fehlinformationen füttern
kann.

9. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9090: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Starke Grüne machen Union nervös

Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer warnt mit Blick auf
die Koalitionsverhandlungen in Bremen vor einer rot-rot-grünen
Allianz auf Bundesebene. Wer in Bremen mit der Linken koaliert, werde
das im Zweifel auch im Bund tun, sagte die Politikerin in einem
Gespräch mit der "Bild am Sonntag". Wer von einer neuen Regierung
träumt und Grün wählt, müsse wissen, daß er mit der Linkspartei
aufwachen könne, sagte Kramp-Karrenbauer. Nach der Bürgerschaftswahl
in Bremen hatten die Grünen mit dem Wahlsieger CDU
Sondierungsgespräche geführt, sich danach aber für
Koalitionsverhandlungen mit der SPD und Linkspartei entschieden. Im
jüngsten DeutschlandTrend haben die Grünen erstmals die Union
überholt. Wären am Sonntag Bundestagswahlen, würden 26 Prozent der
Befragten Grün wählen und 25 Prozent CDU/CSU.

9. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9089: Tragisches und Kurioses - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Historischer Segler nach Kollision in der Elbe gesunken

Das historische Segelschiff "No 5 Elbe" ist nach einem Zusammenstoß
mit einem Containerschiff auf der Elbe in Höhe Stadersand
untergegangen. Die 43 Menschen an Bord des sogenannten Lotsenschoners
wurden von DLRG-Booten gerettet. Sechs Erwachsene und zwei Kinder
erlitten Verletzungen. Ein Lenzversuch mußte wegen des massiven
Wassereinbruchs abgebrochen worden. Der Zweimaster sank und liegt nun
im Mündungsbereich des Flusses Schwinge auf Grund. Das
Containerschiff "Astrosprinter" trug durch die Kollision so gut wie
keine Schäden davon. Der Unfallhergang ist laut Angaben der
Wasserschutzpolizei bisher noch nicht klar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8174: Aus Forschung und Technik - 09.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA will zahlungskräftige Privatraumfahrer zur ISS mitnehmen

Die NASA erwägt, die Internationale Raumstation ISS künftig auch für
kommerzielle Zwecke zu nutzen. So sollen ab 2022 zwei Mal im Jahr
Weltraumtouristen für maximal 30 Tage zur Orbitalstation mitgenommen
werden. Die Kosten für diesen Trip liegen bei 60 Millionen Dollar.
Die US-Luft- und Raumfahrtbehörde rechnet mit ungefähr einem Dutzend
privaten ISS-Besuchern pro Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8187: Aus aller Welt - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in Hongkong gegen Auslieferungsgesetz

In Hongkong haben am Sonntag Hunderttausende Menschen auf der Straße
gegen die Pläne der Regierung der Sonderverwaltungszone protestiert,
per Gesetz die Auslieferung an jedes Land zu ermöglichen, auch wenn
mit diesem kein Auslieferungsabkommen getroffen wurde. Die
Demonstranten befürchten, daß künftig Auslieferungen von Bürgern der
ehemaligen britischen Kolonie an die Volksrepublik China auf dem
Festland möglich werden. Laut South China Morning Post steht die
Novelle kommenden Mittwoch zur Abstimmung. Die Verwaltung von
Hongkong unter der Regierungschefin Carrie Lam soll inzwischen von
der Liste jener Verstöße, die zu einer Auslieferung führen könnten,
neun Punkte im Bereich der Wirtschaftskriminalität gestrichen haben.
Außerdem erklärte die Regierung, Dissidenten und Systemkritiker
würden nicht ausgeliefert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8146: Medizin und Gesundheitswesen - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Telemedizinisches Modellprojekt soll bald gestartet werden

Der Telemedizin gehört die Zukunft. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, sollen Hausärzte aus vier rheinland-pfälzischen Regionen
ein Modellprojekt testen, bei dem Hausbesuche und Telemedizin
miteinander verknüpft werden. In der Vulkaneifel, in Rheinhessen, im
Westerwald und im Pfälzerwald sollen möglichst jeweils fünf bis zehn
Praxen an dem Test teilnehmen. Bei dem Projekt sollen eigens dafür
geschulte Assistenten zu den Patienten nach Hause kommen und sie im
Anlegen von telemedizinischer Ausrüstung unterweisen, mit denen
Vitaldaten erfaßt werden können. Die gewonnenen Daten und Fotos sollen
dann von den am Test beteiligten Ärzten gesichtet und bewertet
werden. In dringenden Fällen soll es sogar möglich sein, daß Ärzte per
Livechat direkt mit dem Patienten reden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8175: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Palästinensisches Außenamt erwägt Klage gegen US-Botschafter in Israel

Das palästinensische Außenministerium erwägt nach eigenen Angaben vom
Sonntag die Anrufung des Internationalen Strafgerichtshofs, weil der
US-Botschafter in Israel, David Friedman, in einem Interview der New
York Times behauptet hat, Israel habe unter Umständen ein Recht auf
Annexion von Teilen des Westjordanlands, wahrscheinlich jedoch nicht
des gesamten Gebietes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8098: Sprache, Kunst und Medium - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bau von Barcelonas berühmter Kathedrale nach 137 Jahren genehmigt

Ohne die Genehmigung von Barcelonas Stadtverwaltung für die geplante
Kirche Sagrada Familia abzuwarten, leitete der ebenso eigenwillige wie
berühmte Architekt Antoni Gaudi (1852-1926) 1882 die Baumaßnahmen ein.
Drei Jahre später wollte er das nachholen, bekam aber nie eine
Antwort. Also baute er unverdrossen bis zu seinem tödlichen Unfall mit
einer Straßenbahn weiter.

Das ist 137 Jahre her und war zwischenzeitlich scheinbar in
Vergessenheit geraten, aber eben nicht vollständig. Doch nun hat alles
seine Ordnung, wie die spanischen Medien berichteten.

Gegen die Zahlung von 4,6 Mio. Euro darf die Dauerbaustelle bis zum
Jahr 2026, der geplanten Fertigstellung, weiterbetrieben werden. Zudem
verpflichtete sich die private Baugesellschaft zur Zahlung von 36
Millionen Euro für die Kompensation von Schäden in der Nachbarschaft
des nördlich der Altstadt gelegenen riesigen Kirchenbaus, wie Spiegel
Online berichtet.

Obwohl der Sakralbau noch längst nicht vollendet ist, wurde er bereits
2005 zum Unesco-Welterbe ernannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8165: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Jemens Rebellen greifen saudischen Flughafen mit Drohnen an

Im Jemen haben Aufständische den Flughafen im saudischen Jizan mit
Drohnen angegriffen. Das meldete am Sonntag der den Rebellen
nahestehende TV-Sender Al-Masirah über den Kurznachrichtendienst
Twitter. Demnach waren die Drohnenangriffe die Vergeltung für die von
dem Flughafen gegen die eigenen Reihen vorgetragene militärische
Aggression. Saudi-Arabien bekämpft die in einem Bürgerkrieg im Jemen
verwickelten, schiitischen Huthi-Rebellen zusammen mit einer Reihe
anderer arabischer Länder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8179: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



KI sollte kein unzumutbares Risiko darstellen

Die Wirtschaftsminister der G20-Staaten haben sich am Samstag bei
ihrem Treffen im japanischen Tsukuba unter anderem auf Leitlinien für
den Einsatz von Künstliche-Intelligenz-Systemen verständigt. Diese
sollten einerseits gegen Angriffe gesichert sein und andererseits
über den gesamten Nutzungszeitraum selbst keine unzumutbaren
Sicherheitsrisiken darstellen. Die Anwender von KI sollten zudem
Rechtsgrundsätze, Menschenrechte und demokratische Werte
respektieren. Überhaupt muß der Mensch beim Einsatz von KI im
Mittelpunkt stehen. Auf diese Weise soll bei den Menschen Vertrauen
in die KI-Technologien geweckt werden, ohne auf das volle Potential
der Technologie verzichten zu müssen. Am zweitägigen G20-Treffen in
der japanischen Wissenschaftsstadt nahm auch
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8148: Tragisches und Kurioses - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Eins von Warschaus größten Hochhäusern stand in Flammen

Am Samstag ist in der Innenstadt von Warschau bei einem noch im 
Bau befindlichen Hochhaus in der 25. Etage ein Brand ausgebrochen, der
sich schnell ausbreitete. Die etwa 120 angerückten Feuerwehrleute
mußten sich hauptsächlich darum kümmern, die Baustelle weiträumig
abzusperren, weil zahlreiche Schaulustige gekommen waren, um das
faszinierende Schauspiel aus nächster Nähe zu erleben. Gefahr bestand,
weil brennende Teile aus zirka 100 Metern Höhe in die Tiefe stürzten.
Meldungen von Verletzten gab es laut Nachrichtenagentur dpa nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8176: Arbeit, Soziales und Familie - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



LGBT-Rechtebewegung demonstriert in Warschau

In Warschau haben an die 50.000 Menschen unter dem Motto "Freiheit,
Gleichheit, Liebe" für die Gleichberechtigung sexueller Minderheiten
demonstriert. Der sogenannte Gleichheitsmarsch der
LGBT-Rechtebewegung wurde von dem der Opposition angehörenden
Stadtpräsidenten Trzaskowski sowie Diplomaten aus den USA, Kanada und
anderen westlichen Staaten unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8157: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesbürger zu Opfern für den Umweltschutz bereit

Eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov brachte es an
den Tag. Nicht weniger als 74 Prozent der Erwachsenen wären laut dpa
bereit, für den Umweltschutz auf Kurzstreckenflüge zu verzichten. 63
Prozent würden "deutlich" weniger Fleisch essen. Und immerhin noch 56
Prozent das Auto in Innenstädten stehenlassen. Allerdings hört die
Zustimmung auf, wenn es dabei ums Geld geht. So fände es die Hälfte
der Deutschen akzeptabel, wenn Tickets für Flugreisen deutlich mehr
kosteten. Bei Spritpreisen, von denen die Bundesbürger sehr viel mehr
betroffen wären, würde nur gut jeder Vierte (27 Prozent) höhere
Preise befürworten. Und deutlich höhere Preise für Fleisch fänden 52
Prozent der Bundesbürger in Ordnung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8164: Märkte und Finanzen - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Teheran fordert normale Handelsbeziehungen zum Ausland

Am Sonntagabend wurde Bundesaußenminister Heiko Maas in Teheran
erwartet. Vor seinem Besuch forderte der iranischen Außenminister
Mohamed Dschawad Sarif belastbare Ergebnisse der Verhandlungen zur
Rettung des Wiener Atomabkommens. Die Führung in Washington hatte den
Vertrag vor einem Jahr einseitig aufgekündigt und die
Wirtschaftssanktionen der USA gegen die Islamische Republik nach und
nach ausgeweitet. Die verbliebenen Vertragspartner versprachen, sich
für wirtschaftliche Erleichterungen für den Iran einzusetzen. Diese
Zusagen sind bislang ohne nennenswerte Konsequenzen geblieben, auch
wenn die Europäer die Gründung der Zweckgesellschaft Instex geplant
haben, welche den Handel mit dem Iran trotz der US-Sanktionen
ermöglichen soll. Internationale Banken und Konzerne haben sich
jedoch angesichts der Drohungen aus Washington aus dem Irangeschäft
zurückgezogen. Sarif forderte von Deutschland, China, Frankreich,
Großbritannien und Rußland eine Klarstellung, inwieweit sie
Handelsbeziehungen des Irans zum Ausland normalisieren konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8180: Aus Forschung und Technik - 09.06.2019 (SB)




VOM TAGE



FritzBox-Router schneidet bei Stiftung Warentest am besten ab

Trotz LTE geht an WLAN kein Weg vorbei. Jetzt hat Stiftung Warentest
gängige WLAN-Router unter die Lupe genommen und dabei festgestellt,
daß von den 12 getesteten Geräten nur die eines Herstellers wirklich
hervorstachen. Es waren die FritzBoxen von AVM. Wie futurezone.de
meldete, erreichte die FritzBox 7580 den ersten Platz. Die Bestnote
"sehr gut" bekam der WLAN-Router in den Qualitätsurteilen Sicherheit,
Telefonie, Handhabung, Vielseitigkeit und Zusatzfunktionen. Lediglich
beim Stromverbrauch schnitt die FritzBox 7580 mit "befriedigend" ab.
Eindeutiger Verlierer des Tests war der WLAN-Router von Vodafone, der
mit dem Gesamturteil "befriedigend (3,4)" auf dem letzten Platz
landete.
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LATEINAMERIKA/1883: Mexiko - Keine US-Strafzölle zum Preis der Militarisierung der Südgrenze (Philipp Gerber)


Mexiko: Keine US-Strafzölle zum Preis der Militarisierung der
Südgrenze

Von Philipp Gerber, 8. Juni 2019



Mexiko atmet auf: Am Freitagabend des 7. Juni 2019 um 20 Uhr Ortszeit gab
der mexikanische Außenminister Marcelo Ebrard auf seinem
Twitter-Account bekannt [1], dass doch noch ein Abkommen mit der
US-Administration erreicht wurde. Nach einer Woche intensiver Gespräche in
Washington konnte somit die Drohung Donald Trumps, ab dem kommenden Montag
Strafzölle auf alle Produkte aus dem Nachbarland zu verhängen, in letzter
Minute abgewendet werden.

Über die genaue Ausgestaltung des Abkommens [2] zur Migration in die USA
liegen bisher keine Details vor. Doch schon seit Wochen verschärft die
mexikanische Regierung ihre Maßnahmen gegenüber Migranten an der Südgrenze
mit Guatemala.

Eine Beobachtungsmission von 24 Nichtregierungsorganisationen erhob schwere
Vorwürfe gegenüber der Regierung von Andrés Manuel López Obrador (Amlo).
Der hatte noch kurz vor seinem Amtsantritt im Dezember 2018 allen Migranten
die humanitäre Aufnahme und ein temporäres Arbeitsvisum versprochen. Die
Beobachtungsmission kritisiert [3] die aktuell kritische Situation für
tausende Geflohene aus Zentralamerika und der Karibik. Sie stellte Ende Mai
fest, dass in Südmexiko sogar das Militär eingesetzt wird und schreibt von
einem "militarisierten Sicherheitsdispositiv gegen die Migranten". Zudem
seien legitime Rechtsansprüche der Geflüchteten, wie beispielsweise
Asylanträge, absichtlich in einem Ausmaß bürokratisiert, das die Migranten
entmutigen soll. Auch sind gemäß der Mission die Verhaftungen brutaler
geworden und "erreichen Formen von psychischer und physischer Folter".
Besonders besorgniserregend sei das Auseinanderreißen von Familien bei
Massenverhaftungen oder im Zuge von Rückführungen sowie die Verwahrung von
Kindern in geschlossenen Lagern.

Seit der Drohung Trumps, das Nachbarland mit Zöllen zu bestrafen,
verschärfte sich die Politik gegen Migranten weiter. So wurde am 5. Juni
eine Karawane kurz nach dem Grenzübertritt von der Militärpolizei gestoppt
[4] und die 400 Geflohenen in das geschlossene Migrantenlager Siglo XXI in
Tapachula verfrachtet. Die Militärpolizei gehört zur neu gebildeten
Nationalgarde. Die Einrichtungen sind zudem hoffnungslos überfüllt,
kritisieren [5] Migranten und Zivilgesellschaft. Am selben Tag verhafteten
Beamte zwei bekannte Aktivisten, die sich für die Migranten einsetzten.
Irineo Mujica, Direktor von Völker ohne Grenzen (Pueblo Sin Fronteras),
sowie der Ethnologiestundent Cristóbal Sánchez seien ohne Vorweisung eines
Haftbefehls festgenommen worden, beklagten ihnen nahestehende
Organisationen.

Seit Beginn des Jahres haben sowohl die US-Behörden als auch Mexiko
rekordverdächtig [6] hohe Zahlen an abgewiesenen Migranten registriert. Die
USA wiesen bisher 492.302 Personen aus, alleine im Mai wurden 144.278
Migranten von der Grenzpatrouille verhaftet oder abgewiesen. Mexiko
verhaftete im vergangenen Monat 22.694 Migranten und deportierte 15.654.
Mit der massiven Militarisierung der Südgrenze sollen diese Zahlen weiter
steigen. So bestätigte Präsident López Obrador, dass die Entsendung von
6.000 Zivilgardisten an die Grenze zu Guatemala beschlossen wurde.
Angesichts dieser Entwicklung und der durch den beginnenden US-Wahlkampf
mitmotivierten Drohungen Trumps fragen [7] sich Beobachter, ob Mexiko nach
dem "Drogenkrieg" nun auch in einen "Krieg gegen die Migranten" gezwungen
wird.


Anmerkungen:

[1] https://twitter.com/m_ebrard/status/1137155958117982209

[2] https://pbs.twimg.com/media/D8gPYUkUEAEvSH7.jpg

[3] https://redtdt.org.mx/?p=13417

[4] http://caravanamigrante.ibero.mx/uploads/monitoreos_pdf/0b0b0192986ba73732d3f054eb46bf4e.pdf

[5] http://caravanamigrante.ibero.mx/uploads/monitoreos_pdf/c42cf7d33534700ef45818fbe647d5b8.pdf

[6] https://www.telesurtv.net/news/eeuu-cifra-record-migrantes-detenidos-deportados-frontera-mexico-20190605-0044.html

[7] https://twitter.com/arturoangel20/status/1137158334044397568


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2019/06/227407/mexiko-migranten-usa-strafen

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06952: Den Mechanismus der Falle übersehen (SB)


Wer würde in einer solchen Stellung auf den Zug 1.Ld4xg7 verzichten?
Fehlerhaft scheint er nicht zu sein, denn schließlich könnte Weiß nach
1...De6-g6+ 2.Kg1-h1 dank der Drohung 3.Tf1-g1 seinem Läufer genügend
Deckung geben. Oder etwa nicht? Wenn selbst ein erfahrener Großmeister
wie Tony Miles in diese Falle hineinstolperte, brauchen einem Laien,
der gar nicht lange überlegt und sofort zugeschlagen hätte, in der Tat
keine Reuegefühle zu plagen. Statt dessen hätte Miles mit einer
Abrüstungsoperation wie 1.Ld4xb6 nebst 2.Tf1-c1 die Partie gut und
gerne ins Remis retten können. Aber auch er übersah, wie schon soviele
Laien vor ihm, daß die Probleme immer erst nach einem Entschluß
beginnen. War es zudem wie im heutigen Rätsel der Sphinx ein falscher
Gedanke, der ihn lockte, dann wird aus dem Problem über den Umweg der
Belehrung eine waschechte Niederlage. Also, Wanderer, welchen Zug
hatte Miles nach 1.Ld4xg7 De6-g6+ 2.Kg1-h1 völlig unberücksichtigt
gelassen?






[image: SCHACH-SPHINX/06952: Den Mechanismus der Falle übersehen (SB)]



Miles - Portisch

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer nicht mehr weiterspielen will, hilft seiner Niederlage nach:
1...f7-f6? 2.Dd1-f3! Ta8-a6 3.Ta1-d1 Lc8-d7 4.Le5xc7! Dd8xc7 5.Te1xe7+
und Schwarz gab auf. Nimmt er den Turm, verliert er die Dame, wenn
nicht, gerät er in eine mehr als aussichtslose Lage.



Erstveröffentlichung am 10. Juni 2006

9. Juni 2019
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EUROPA/136: Was tun die EU-Mitgliedstaaten gegen Plastikverschmutzung? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.06.2019 / Abfall

Was tun die EU-Mitgliedstaaten gegen Plastikverschmutzung?



Spoiler: Noch nicht genug. Zu dem Schluss kam die Europäische
Umweltagentur (EEA) Anfang dieser Woche in ihrem Bericht über
Maßnahmen gegen die Plastikverschmutzung in Europa. Auch der am
Donnerstag veröffentlichte Plastikatlas widmete sich dem
Plastikproblem.

EU-weit haben sich bisher nur neun Regierungen ein konkretes Ziel für
die Vermeidung von Plastikabfällen oder die Wiederverwendung von
Plastikprodukten gesetzt. Von den insgesamt 173 Maßnahmen, die die
einzelnen Staaten bereits umgesetzt oder zumindest geplant haben, sind
ein Großteil zudem freiwillige Vereinbarungen oder
Informationsaktivitäten. Nur knapp über ein Drittel der Maßnahmen
beinhaltet regulatorische oder marktbasierte Instrumente. Dazu zählen
beispielsweise Verbote für Mikroplastik oder bestimmte
Einwegplastikprodukte oder Gebühren für Plastiktüten. 105 Maßnahmen
beziehen sich auf die Produktionsphase der Plastikprodukte, 69 auf die
Konsum- oder Verwertungsseite. Die Berichtersteller*innen bemängeln,
dass für die meisten Produktgruppen noch klare und kohärente Ziele
fehlten, die Innovationen vorantreiben und die Abfallbehandlung
verbessern könnten.

Die Verwendung von Plastik in der EU ist in den letzten Jahren
kontinuierlich gestiegen, 2017 lag die Nachfrage bei 52 Millionen
Tonnen. Da derzeit nur 30 Prozent der Plastikabfälle für das Recycling
gesammelt werden, landet ein Großteil des Kunststoffmülls immer noch
auf Deponien und in Müllverbrennungsanlagen - oder in der Umwelt.

Die EEA empfiehlt den Mitgliedstaaten deshalb, die Verwendung von
Einwegplastikprodukten und nicht recycelbaren Plastikprodukten
einzuschränken. Außerdem sollten Gebühren, wie sie in vielen Ländern
bereits erfolgreich für Plastiktüten eingeführt wurden, auch auf
andere Produktgruppen ausgeweitet werden, so die
Berichtersteller*innen. Besonders Plastikverpackungen, die den größten
Plastikabfallstrom in der EU ausmachen, müssten stärker reguliert
werden.

Der EEA-Bericht basiert auf den nationalen Abfallvermeidungsprogrammen
der EU-Staaten und Umfragen in den einzelnen Ländern.



Im ersten Plastikatlas, der am Donnerstag veröffentlicht wurde,
fassten zudem die Heinrich-Böll-Stiftung und der BUND aktuelle Zahlen
und Daten zur Plastikverschmutzung weltweit zusammen. Dabei betonten
sie, dass weder eine bessere Abfallbehandlung noch ein Umdenken der
Verbraucher*innen das Plastikproblem lösen können, sondern
insbesondere international agierende Unternehmen zur Verantwortung
gezogen werden müssen. [km]



Zusammenfassung des EEA-Berichts

https://www.eea.europa.eu/highlights/what-are-european-countries-doing

EEA-Bericht

https://www.eea.europa.eu/publications/preventing-plastic-waste-in-europe

Pressemitteilung des BUND zum Plastikatlas

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/plastikatlas-raus-aus-der-plastikkrise-umsteuern-auf-allen-ebenen-jetzt/

Plastikatlas der Heinrich-Böll-Stiftung und des BUND

https://www.boell.de/sites/default/files/plastikatlas_2019.pdf?dimension1=ds_plastikatlas_2019

 * 

Quelle:

EU-News, 06.06.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de
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AKTION/373: Erfassung der Hirschkäfervorkommen in Thüringen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 7. Juni 2019

Erfassung der Hirschkäfervorkommen in Thüringen



Mit einer Größe von etwa sieben Zentimetern - einzelne Exemplare
können auch größer werden - gelten die Männchen der Hirschkäfer als
die größten unter unseren heimischen Käferarten. Allerdings sind sie
in Deutschland sehr selten geworden und in Thüringen gilt die Art auch
als stark gefährdet.




[image: Ein Hirschkäfer-Männchen - Foto: © Klaus Kiuntke]

Hirschkäfer-Männchen

Foto: © Klaus Kiuntke



Als einige der wenigen Käferarten sind Hirschkäfer nach Anhang II der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH) europaweit geschützt. Da man aber
nur schützen kann, was man kennt, rufen auch 2019 der NABU Thüringen
und das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und naturschutz
(TLUBN) gemeinsam zur Hirschkäfersuche auf.

Mit Datum 20. Mai liegt der erste Nachweis für dieses Jahr für den
Hirschkäfer in Thüringen vor. Wer auf Hirschkäfersuche gehen möchte,
der wird am ehesten in lichten, alten südexponierten Eichen-Wäldern in
der Abenddämmerung fündig. In den Hauptverbreitungsgebieten, wie zum
Beispiel um Bad Blankenburg, Bad Frankenhausen und Eisenach, kann es
öfter vorkommen, dass Hirschkäfer auch tagsüber gesichtet werden und
sich sogar in Siedlungsgebiete "verirren".

In solchen Fällen ist es wichtig, dass die Tieren die Möglichkeit zum
weiterfliegen haben. Hirschkäfer sollten nicht gestört werden, nur zur
Rettungszwecken darf man die recht robusten Käfer anfassen und ihnen
ggf. helfen.

Bei der Hirschkäfersuche ist es ratsam eine Digitalkamera oder das
Handy dabei zu haben. Das gemachte Bild dient natürlich nicht nur zur
Erinnerung, sondern vor allem zur eindeutigen Identifizierung der Art.
Bilder sind wichtig, um die Funde richtig einschätzen zu können und
Verwechslungen mit "ähnlichen" Käfern auszuschließen. Verwechselt
werden können Hirschkäfer zum Beispiel mit dem Nashornkäfer, dem
Balkenschröter, dem Eremit, dem Sägebock oder auch dem Lederlaufkäfer.

Eine direkte Meldung des Fundes kann über die App "Meine Umwelt"
erfolgen. Angaben zu Ort und Datum der Beobachtung und ggf. dem
Geschlecht sowie der Anzahl der Tiere sollten nicht fehlen.
Darüber hinaus sind Angaben zu möglichen Beeinträchtigungen oder
sonstige Beobachtungen zum Lebensraum sehr hilfreich, aber keine
Bedingung für die Meldung. Im Zweifelsfall wird von Seiten des TLUBN
Unterstützung angeboten.

Hirschkäfermeldebogen, Artensteckbrief und weitere Informationen
finden Sie auf der betreffenden Seite des NABU Thüringen oder der
Internetseite der TLUG. Wer (s)einen Hirschkäferfund direkt per
Smartphone melden direkt per Smartphone melden möchte, nutzt einfach
die Umwelt-App der TLUBN.

Infos und Melden:

www.NABU-Thueringen.de

http://www.tlug-jena.de/meine-umwelt/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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MELDUNG/499: Gemischte Weißstorch-Saison in Bayern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 7. Juni 2019

Gemischte Weißstorch-Saison

Regional hohe Verluste durch Dauerregen im Mai - viele Neuansiedlungen
sorgen für neuen Bestandsrekord



Hilpoltstein, 07.06.2019 - Die Weißstorch-Saison 2019 ist schon weit
fortgeschritten: Einige Jungvögel sind schon fast flügge, andere sind
gerade erst geschlüpft. Für die gemischte Bilanz bisher sind die
Regentage im Mai verantwortlich. Vor allem den größeren Jungstörchen
in Südbayern hat der Regen stark zugesetzt, sodass regional zum Teil
die Hälfte der Jungvögel starben. Die guten Nachrichten: Die kleinen
Küken haben, geschützt von den Altvögeln, die Regenfälle besser
überstanden. Und: Dieses Jahr gibt es auch wieder viele
Neuansiedlungen in Bayern. "Wir rechnen insgesamt mit einer gemischten
Bilanz", sagt Oda Wieding, LBV-Storchenexpertin. "Rund 100
Neuansiedlungen wurden dem LBV für die Brutsaison 2019 schon gemeldet,
dafür wird der Bruterfolg durch die regional starken Regenfälle
wahrscheinlich eher durchschnittlich ausfallen."

Regentage im Mai sind vor allem für mittelgroße Storchenjunge in der
Hauptwachstumsphase besonders kritisch. Wegen ihrer Größe können die
Altvögel sie nicht mehr so gut gegen die Witterung abschirmen. Dazu
verlangt jeder hungrige Storchenschnabel bis zu einem Kilo Futter pro
Tag, das die Altvögel heranschaffen müssen. "Bei Regen bleibt ein
Altvogel als Schirm zum Schutz der Jungen am Nest. Der zweite fliegt
mit nassem, schwerem Gefieder aber auch nur ungern los und findet bei
Regen nur wenig Nahrung", so Wieding.

Da die starken Regenfälle vor allem Schwaben und Oberbayern getroffen
haben, werden die höchsten Verluste aus diesen Regionen gemeldet. So
zum Beispiel südlich des Ammersees, wo etwa die Hälfte der Jungstörche
gestorben ist. Gute Nachrichten gibt es wiederum andernorts. In
Nördlingen (Lkr. Donauwörth) sind auch weiterhin sechs Junge im Nest
zu beobachten. Eine beachtliche Anzahl, da Störche durchschnittlich
nur etwa vier Eier legen. Auch in Uehlfeld (Lkr. Neustadt a. d. Aisch)
gibt es mit über 30 besetzten Nestern dieses Jahr einen guten
Bruterfolg.

"Auch wenn der Bruterfolg wohl eher etwas unter dem Durchschnitt
liegen wird, zeichnet sich aufgrund der vielen Neuansiedlungen schon
jetzt wieder ein neuer Bestandsrekord für die bayerischen Weißstörche
ab", sagt Oda Wieding. Die umherziehenden Sommergäste lassen mit ihren
Besuchen von noch leeren Nisthilfen, wie zum Beispiel auf dem Schloss
in Hassenberg (Lkr. Coburg) oder auf der Kirche in Weichenried (Lkr.
Pfaffenhofen), auf noch mehr Ansiedlungen im nächsten Jahr hoffen.

Alle besetzten Storchennester in Bayern können auf der LBV-Webseite
abgerufen werden unter: www.lbv.de/storch. Infos zu den vom LBV mit
Satellitensender ausgestatteten Störchen gibt es unter:
www.lbv.de/senderstoerche.

 * 

Quelle:

Presseinformation 49/19, 07.06.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
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EUROPA/565: Straßenverkehr und Stromnetze - Deutschland muss handeln (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.06.2019 / Politik & Recht

Straßenverkehr und Stromnetze: Deutschland muss handeln



Die EU-Kommission hat am Mittwoch länderspezifische Empfehlungen
ausgesprochen. Deutschland müsse bei der Mobilität, der Luftqualität
und bei den Stromnetzen umgehend nachbessern.

Um die Probleme bei Mobilität und Luftqualität in den Griff zu
bekommen, muss Deutschland nach Ansicht der EU-Kommission mehr in die
Verkehrsinfrastruktur und in klimafreundliche Mobilität investieren.
Schließlich sei der Treibhausgasausstoß im Straßenverkehr in den
zurückliegenden fünf Jahren kontinuierlich angestiegen.

Die Luftqualität in Deutschland 'gibt Anlass zu ernsthafter Sorge'.
Die Situation sei in städtischen Gebieten besonders schlimm. Dort
würden rund 60 Prozent der schädlichen Stickoxidemissionen durch den
Straßenverkehr verursacht.

Außerdem stellt die Kommission fest, dass 'im täglichen Pendlerverkehr
der Pkw nach wie vor das mit Abstand am häufigsten genutzte
Verkehrsmittel ist'. Deutsche verbringen 'im Durchschnitt rund 30
Stunden pro Jahr im Stau'. Das wiederum verursache Folgekosten in Höhe
von schätzungsweise 110 Milliarden Euro jährlich, was etwa 4 Prozent
des deutschen BIP entspricht.

Obwohl Fahrzeuge mit Alternativantrieb den höchsten Anstieg bei den
Neuzulassungen verzeichnen, sind die absoluten Zahlen noch immer
niedrig, konstatiert das Berlaymont weiter. Car-Sharing und
Fahrgemeinschaften werden nach wie vor viel zu wenig genutzt. Auch im
Hinblick auf neue Lieferketten für Batterien und kritische Rohstoffe
wird es erheblicher öffentlicher und privater Investitionen bedürfen.

Die deutschen Stromnetze passten sich nur langsam an die Produktion
aus erneuerbaren Quellen an und Deutschland müsse massiv in
Übertragungs- und Verteilungsnetze investieren. Die 'erheblichen
Verzögerungen bei der Durchführung vieler Projekte haben deutschen und
europäischen Elektrizitätsnetzen und -märkten bedeutende Kosten
verursacht'.

Der Ausbau geht laut Kommission zu langsam voran. Bis zum zweiten
Quartal 2018 waren nur etwa 800 Kilometer der im
Energieleitungsausbaugesetz von 2009 vorgesehenen 1800 Kilometer
Netzprojekte realisiert, was zu einem Teil auf Widerstände in der
Öffentlichkeit zurückzuführen war. Verzögerungen beim Netzausbau
werden sowohl in Deutschland als auch über die deutschen Grenzen
hinweg die durch Netzüberlastung verursachten Kosten erhöhen und die
Märkte zunehmend verzerren.

Mit Blick auf die Erreichung der Energie- und Klimaziele muss
Deutschland Investitionen in Energienetze tätigen, die die
Sektorenkopplung, die Diversifizierung und eine angemessene
Netzinfrastruktur fördern.

Das sogenannte 'Europäische Semester' gibt es seit 2010. Die EU-Länder
sollen in diesem Rahmen ihre Wirtschaftspolitik besser koordinieren.
[aw]



Länderspezifische Empfehlungen für Deutschland
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/file_import/2019-european-semester-country-specific-recommendation-commission-recommendation-germany_de.pdf

Mitteilung der EU-Kommission zu den länderspezifischen Empfehlungen im
Rahmen des Europäischen Semesters 2019 

https://ec.europa.eu/info/files/2019-european-semester-commission-communication-country-specific-recommendations_en

 * 

Quelle:

EU-News, 06.06.2019
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EUROPA/564: Strategierahmen für grüne und blaue Infrastruktur (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.06.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Strategierahmen für grüne und blaue Infrastruktur



Die EU-Kommission hat Leitlinien vorgelegt, wie ökologisch wertvolle
Gebiete zu Lande und zu Wasser besser miteinander vernetzt werden
können. Das Dokument ist Teil des Aktionsplans für Menschen, Natur und
Wirtschaft von 2017, der 15 Maßnahmen zur Umsetzung der europäischen
Naturschutzgesetzgebung beinhaltet, unter anderem die Förderung grüner
und blauer Infrastruktur.

Der politische Ansatz für grüne und blaue Infrastrukturplanung muss
ein strategischer sein, um die Bereitstellung von
Ökosystemdienstleistungen und damit den Mehrwert der EU zu maximieren
und dabei das Natura-2000-Netz als Rückgrat nutzen. Der
Biodiversitätsschutz und die Verbindung einzelner isolierter Gebiete
soll zudem in alle Politikbereiche und nicht zuletzt in den neuen
Mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 integriert werden. Die Leitlinien
enthalten außerdem Fallstudien (z.B. das europäische Grüne Band und
den Emscher Landschaftspark), mögliche Finanzierungsinstrumente,
hilfreiche Wissenschaftstools, Definitionen sowie Kriterien für
potenzielle Infrastrukturprojekte. [jg]



Leitlinien "Guidance on a strategic framework for further supporting
the deployment of EU-level green and blue infrastructure"

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9762-2019-INIT/en/pdf

Aktionsplan für Menschen, Natur und Wirtschaft

https://ec.europa.eu/environment/efe/themes/nature-and-biodiversity/new-eu-action-plan-nature-people-and-economy_de

 * 
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GENTECHNIK/036: Behördenstudie - fallspezifische Risikobewertung bei neuer Gentechnik (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 03.06.2019

Behördenstudie: fallspezifische Risikobewertung bei neuer
Gentechnik



Die Herstellung von Pflanzen mithilfe neuer gentechnischer Verfahren
kann immer mit unbeabsichtigten Nebeneffekten verbunden sein. Deshalb
muss es Teil der Risikobewertung sein, umfassend nach solchen
Änderungen zu suchen. Zu diesem Ergebnis kamen Mitarbeiter des
österreichischen Umweltbundesamtes und des deutschen Bundesamtes für
Naturschutz (BfN) in einem Forschungsprojekt.

In einem Artikel über ihre Forschungen beschreiben die Wissenschaftler
die Vielzahl an Verfahren, die unter den Begriff 'Neue Gentechnik'
fallen sowie deren schnelle Entwicklung. Betrachtet werden auch die
unterschiedlichen Anwendungen: Herbizidresistenzen, Resistenzen gegen
Krankheiten, Toleranz gegen äußere Bedingungen wie Dürre sowie eine
geänderte Zusammensetzung von Inhaltsstoffen. Angesichts der Vielzahl
von Verfahren und Eigenschaften plädieren die Autoren für eine
fallspezifische Risikobewertung der jeweiligen Produkte und skizzieren
dafür einen Rahmen.

Dabei gehen sie vom Urteil des Europäischen Gerichtshofs aus, wonach
Pflanzen, die mit Hilfe neuer gentechnischer Verfahren hergestellt
werden, nach dem Gentechnikrecht zugelassen werden müssen. Deutlich
sprechen sich die Wissenschaftler gegen Überlegungen aus, solche
Pflanzen vom Gentechnikrecht auszunehmen. Andere EU-Vorschriften wie
die Novel Food Verordnung würden keinen hinreichenden Rahmen für eine
angemessene Risikobewertung bieten. Innerhalb des Gentechnikrechts
sollten bei einer fallspezifischen Bewertung die Art der eingeführten
Eigenschaft und die Folgen der Modifikation berücksichtigt werden,
aber auch vorhandene Erfahrungen mit vergleichbaren Produkten und
relevante Schutzziele. Bei jeder Risikobewertung ist es nach Ansicht
der Autoren notwendig, gezielt auf der molekularen Ebene nach
unbeabsichtigten Änderungen zu suchen. Die Suche müsse auch
ausschließen, dass das Produkt transgene, also artfremde
Erbgutbruchstücke enthalte. Dazu müsse der bestehende Leitfaden der
europäischen Lebensmittelbehörde EFSA für die Risikobewertung
gentechnisch veränderter Organismen entsprechend überarbeitet werden.
[lf]



Eckerstorfer M. et al.: An EU Perspective on Biosafety Considerations
for Plants Developed by Genome Editing and Other New Genetic
Modification Techniques (nGMs) (05.03.2019)

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fbioe.2019.00031/full

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33709/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Bund und Länder uneins: Wie viel Sicherheit brauchen Gene drives?,
06.06.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33712/

Behördenstudie: fallspezifische Risikobewertung bei neuer Gentechnik,
03.06.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33709/

Verbände warnen vor Zulassungswelle bei Gentech-Pflanzen, 28.05.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33708/

 * 
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EUROPA/643: Schiffsrecycling - Abmahnung für Deutschland (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.06.2019 / Abfall

Schiffsrecycling: Abmahnung für Deutschland



Die EU-Kommission hat diese Woche angekündigt,
Vertragsverletzungsverfahren gegen neun Mitgliedstaaten einzuleiten,
deren alte Schiffe nicht nach EU-Vorgaben recycelt werden.

Der Vorwurf der Kommission: Die betroffenen Mitgliedstaaten haben die
Verordnung 1257/2013 über das Recycling von Schiffen nicht genügend
umgesetzt. Bis Ende 2018 mussten alle EU-Staaten der Kommission
berichten, wie sie ihre nationalen Bestimmungen an die neuen
Regelungen angepasst haben. Kroatien, Zypern, Deutschland,
Griechenland, Italien, Portugal, Rumänien, Slowenien und Schweden
berichteten entweder gar nicht oder nur unvollständig und haben nun
zwei weitere Monate Zeit, ihren Pflichten nachzukommen.

Die Verordnung soll sicherstellen, dass Schiffe, die unter der Flagge
eines Mitgliedstaates der EU fahren, 'auf sichere und nachhaltige
Weise recycelt werden'. Seit Januar 2019 dürfen sie deshalb nur noch
in dafür vorgesehenen Anlagen abgewrackt werden, die bestimmte
Sicherheits- und Umweltanforderungen erfüllen. Auf diese Weise soll
verhindert werden, dass Schiffe 'gebeacht' - also einfach am Strand
abgesetzt und dort ohne Sicherheitsstandards auseinandergenommen -
werden und einheimische Arbeiter*innen und die Umwelt mit giftigen
Stoffen in Kontakt kommen. [km]



Mitteilung der Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-19-2772_en.htm

EU-Verordnung über das Recycling von Schiffen

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1257&from=EN

 * 

Quelle:

EU-News, 04.06.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/642: Bericht empfiehlt, EU-Strukturhilfen an Kohleausstieg 2030 zu knüpfen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.06.2019 / Klima & Energie

Bericht empfiehlt, EU-Strukturhilfen an Kohleausstieg 2030 zu
knüpfen 



Viele EU-Mitgliedstaaten erhalten EU-Gelder für den Strukturwandel,
ohne jedoch einen raschen Kohleausstieg voranzutreiben. Das geht aus
einer Analyse der vorläufigen Nationalen Energie- und Klimapläne
hervor.

Die Klimaschutzorganisation Climate Action Network (CAN) Europe und
die britische Denkfabrik Sandbag kritisieren in einem am vergangenen
Mittwoch herausgebrachten Bericht, dass zahlreiche EU-Mitgliedstaaten
Fördermittel der EU für Strukturwandelprojekte einstreichen, ohne
ernstzunehmende Anstrengungen zu unternehmen, den notwendigen
Kohleausstieg bis 2030 zu forcieren.

Der Bericht stützt sich auf Berechnungen von Climate Analytics, wonach
die EU bis spätestens 2030 vollständig aus der Kohlenutzung aussteigen
muss, um den Verpflichtungen unter dem Klimaabkommen von Paris
nachzukommen.

Die Analyse der Entwürfe nationaler Energie- und Klimapläne (NECPs)
zeigt, dass acht von insgesamt 21 EU-Ländern, die derzeit auf Kohle
zur Energieerzeugung setzen, auf einen endgültigen Ausstieg bis 2030
zielen. Im Gegensatz dazu planen elf Länder, Kohle über das Jahr 2030
hinaus zu nutzen. Zwei Länder steigen aus der Kohle aus, aber erwähnen
diesen Schritt nicht explizit im NECP.

Der Analyse zufolge bleiben auch nach 2030 noch 60 Gigawatt
Kohlekapazitäten in der EU vorhanden. Das entspricht einem Rückgang
von 58 Prozent gegenüber dem heutigen Stand von 143 Gigawatt.

Am schlechtesten schneiden Polen, Deutschland, Rumänien, Bulgarien,
Griechenland und die Tschechische Republik ab. Polen würde noch 23
Gigawatt Kohlekapazitäten, Deutschland noch 17 Gigawatt
Kohlekapazitäten im Jahr 2030 halten.

Die Autor*innen des Berichts drängen darauf, dass alle
EU-Mitgliedstaaten ihre Energiesysteme so schnell wie möglich auf
erneuerbare Energiequellen umstellen. Die EU-Kommission müsse
ihrerseits sicherstellen, dass finanzielle Unterstützung für einen
gerechten Strukturwandel nur gewährt wird, wenn EU-Staaten
glaubwürdige Zusagen für einen Kohleausstieg bis 2030 machen.

Die NECPs sind Bestandteil der neuen Governance-Verordnung, mit der
die EU die Erreichung ihrer 2030-Klimaziele gewährleisten will. Bis
Ende Juni will die EU-Kommission die vorliegenden Entwürfe
kommentieren. Bis Ende des Jahres sind die EU-Mitgliedstaaten
aufgefordert, ihre finalen NECPs bei der Kommission einzureichen. [aw]



CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1780-new-report-shows-some-eu-member-states-intent-on-burning-coal-for-electricity-beyond-2030-whilst-banking-on-eu-funding-for-a-just-energy-transition

Bericht 'Just Transition or Just Talk' in voller Länge (Englisch)


http://www.caneurope.org/docman/coal-phase-out/3545-just-transition-or-just-talk/file

 * 

Quelle:

EU-News, 03.06.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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POLITIK/578: Beirat für "Sustainable Finance" nimmt seine Arbeit auf (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Finanzen -
Berlin, 6. Juni 2019

Beirat für "Sustainable Finance" nimmt seine Arbeit auf

Deutschland soll zu führendem Standort für nachhaltige Finanzen werden



Die Bundesregierung hat heute einen Beirat für "Sustainable Finance"
eingesetzt. Der Beirat soll die Bundesregierung bei der Ausarbeitung
und Umsetzung ihrer Sustainable Finance-Strategie beraten, bestehende
Expertise bündeln und den Dialog zwischen den relevanten Akteuren
fördern. Unter Sustainable Finance (nachhaltige Finanzen) versteht die
Bundesregierung die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten bei
Entscheidungen der Finanzmarktakteure. Das Gremium setzt sich zusammen
aus Vertreter*innen aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Wissenschaft
sowie verschiedener Bundesressorts.

Um nachhaltiges Handeln im Finanzsektor zu stärken, wird derzeit auf
Initiative des Bundesfinanz- und des Bundesumweltministeriums sowie in
enger Abstimmung mit dem Bundeswirtschaftsministerium eine Sustainable
Finance Strategie für Deutschland entwickelt. Dabei geht es auch
darum, Sustainable Finance als Wettbewerbsvorteil zu nutzen, um den
Finanz- und Wirtschaftsstandort Deutschland langfristig zu stärken.

Finanzstaatssekretär Dr. Jörg Kukies: "Für Finanzmarktakteure ist es
bereits aus Eigeninteresse eine Pflicht, Umwelt- und Klimarisiken bei
der Kreditvergabe, Anlagen oder in Versicherungsverträgen zu
berücksichtigen. Das sehen nicht nur das Bundesfinanzministerium und
die Finanzaufsicht so, sondern inzwischen auch mehrheitlich die
Finanzindustrie selbst. Finanzmarktakteure sollten aber auch die
Chancen nutzen, die sich aus dem Wandel der Realwirtschaft hin zu
einer nachhaltigeren und klimafreundlicheren Wirtschaft ergeben. Wir
unterstützen Sustainable Finance schon seit langem auf globaler
europäischer und nationaler Ebene. In Deutschland gibt es bereits eine
sehr hohe Expertise in diesem Bereich und wir erhoffen uns von dem
heute einberufenen Beirat, dass er die Bundesregierung mit seiner
Expertise unterstützt und der Finanzindustrie wertvolle Impulse gibt."

Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth: "Die Umsetzung der Energie-,
Klima- und Nachhaltigkeitsziele betrifft auch den Finanzsektor. Ein
zukunftsgerichtetes, nachhaltig ausgerichtetes Finanzsystem ist eine
tragende Säule für den Wohlstand unserer Volkswirtschaft und unserer
Gesellschaft. Daher ist es unerlässlich, jetzt die Weichen zu stellen:
Ökologische und soziale Aspekte müssen bei Investitionsentscheidungen
viel mehr als bisher berücksichtigt werden. Verbindliche
Offenlegungsregeln zu den Klima- und Umweltauswirkungen einer
Investition etwa sind hierfür ein wichtiger Hebel. Das gute ist, dass
Rendite und Nachhaltigkeit Hand in Hand gehen können. Unternehmen, die
sich ökologische soziale Auflagen setzen, mindern Investitionsrisiken
und werden dadurch auch finanziell erfolgreicher. Nachhaltigkeit ist
eine Chance, neue Wege zur Wertschöpfung zu erschließen."

In der heutigen, konstituierenden Sitzung des Beirats hat sich dieser
ein umfangreiches Arbeitsprogramm gegeben und Karsten Löffler von der
Frankfurt School of Finance & Management zu seinem Vorsitzenden
bestimmt.



Weitere Informationen zum Thema Sustainable Finance finden Sie hier:


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Internationales_Finanzmarkt/Finanzmarktpolitik/2019-03-05-sustainable-finance.html.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 92/19, 06.06.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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EUROPA/444: Was leistet die EU-Agrarpolitik für den Klimaschutz? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.06.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Was leistet die EU-Agrarpolitik für den Klimaschutz?



Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft gehen nur wenig zurück,
vor allem durch die Direktzahlungen, die an die Produktion gekoppelt
sind: Das ist ein Hauptergebnis einer Studie der EU-Kommission über
den Klimaschutzbeitrag der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP).

Auf Anfrage des WWF veröffentlichte die Kommission Ende Mai die
Studie, welche die Generaldirektion für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung (DG AGRI) vergangenes Jahr in Auftrag gegeben hatte.

Der NABU spekuliert, dass die Ergebnisse der Studie in einer Schublade
verschwunden waren, weil sie einige unbequeme Wahrheiten ans Licht
bringt. Dazu zählen laut den AutorInnen der Studie unter anderem:

Die GAP berücksichtige nicht ausreichend die Notwendigkeit, den
Treibhausgasausstoß aus der Landwirtschaft, egal ob in der Tierhaltung
oder beim Ackerbau, zu reduzieren. Zwar gebe es das generelle Ziel,
zum Klimaschutz beizutragen, aber es fehlten messbare Zielmarken.

Die an die Produktion gekoppelten Direktzahlungen leisteten einen
aktiven Beitrag zur Erhöhung von Treibhausgasemissionen in der
Landwirtschaft, weil das Geld oft direkt in die Tierhaltung fließt,
und die Viehbestände erhöht würden.

Positiv heben die VerfasserInnen der Studie hervor, dass die GAP über
Maßnahmen, die den Humusaufbau im Boden fördern, einen wesentlichen
Beitrag zum Schutz des Klimas leistet. Hier sind vor allem die
ökologischen Vorrangflächen sowie der Schutz von sensitivem
Dauergrünland, wo Pflügen verboten ist, zu nennen.

Unter anderem empfehlen die ExpertInnen der Studie, ein stärkeres
Augenmerk auf die Tierhaltung zu legen, die bisher nicht gezielt von
GAP-Maßnahmen betroffen ist. Zudem müssten die nationalen
Strategiepläne zeigen, wie sie konkret zur Treibhausgassenkung und
Anpassung des Sektors an den Klimawandel beitragen.

Bei den jüngsten Europawahlen am vorvergangenen Sonntag war der
Klimaschutz ein wahlentscheidendes Thema. Vor diesem Hintergrund
betonte der NABU, dass es an der Zeit ist, den Klimaschutz in konkrete
Ziele und wirksame Maßnahmen umzuwandeln. [mbu]



Studie über den Beitrag der GAP zum Klimaschutz

https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/evaluation/market-and-income-reports/2019/cap-and-climate-evaluation-report_en.pdf

NABU-GAP-Ticker 31.5.2019

https://blogs.nabu.de/naturschaetze-retten/nabu-gap-ticker-2019-05-31/

 * 
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EU-News, 04.06.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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